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ZUSAMMENFASSUNG

Der Landtag hat anldsslich seiner Sitzung vom 2. Oktober 2026 die Regierungsvor-
lage betreffend die Abéinderung des Strassenverkehrsgesetzes in erster Lesung be-
raten und ist mit 24 Stimmen bei 25 Anwesenden auf die Vorlage eingetreten.

Im Rahmen der Beratung wurden einzelne Fragen allgemeiner Natur und im Zu-
sammenhang mit einzelnen Artikeln gediussert. Sofern diese in der Sitzung durch
das zustdndige Regierungsmitglied nicht oder nicht abschliessend beantwortet

wurden, nimmt die Regierung nachstehend dazu Stellung.

ZUSTANDIGES MINISTERIUM

Ministerium fir Infrastruktur und Bildung

BETROFFENE STELLEN

Amt fir Strassenverkehr

Landespolizei



Vaduz, 3. November 2026
LNR 2026-1576
P

Sehr geehrter Herr Landtagsprasident,

Sehr geehrte Frauen und Herren Abgeordnete

Die Regierung gestattet sich, dem Hohen Landtag nachstehende Stellungnahme
zu den anlasslich der ersten Lesung betreffend die Abdnderung des Strassenver-

kehrsgesetzes (SVG) (BuA Nr. 106/2026) aufgeworfenen Fragen zu unterbreiten.

I STELLUNGNAHME DER REGIERUNG

1. ALLGEMEINES

In seiner Sitzung vom 2. Oktober 2026 hat der Landtag die Regierungsvorlage be-
treffend die Abdnderung des Strassenverkehrsgesetzes (SVG)! in erster Lesung be-
raten. Die Landtagsabgeordneten sind mehrheitlich mit 24 Stimmen bei 25 Anwe-

senden auf die Vorlage eingetreten.

Die vorliegende Stellungnahme beantwortet die in der ersten Lesung offengeblie-
benen allgemeinen und artikelbezogenen Fragen. Sie erlautert insbesondere die
vorgeschlagene Erhéhung der Mindestentzugsdauer im Falle einer Verweigerung

bzw. Vereitelung von Massnahmen zur Feststellung der Fahrunfahigkeit, die

1 Strassenverkehrsgesetz (SVG) vom 30. Juni 1978, LGBI. 1978 Nr. 18.



datenschutzrechtlichen Rahmenbedingungen des grenziberschreitenden Infor-
mationsaustauschs sowie einzelne Fragen zur Anwendung der geadnderten Best-

immungen.

2.  GRUNDSATZLICHE FRAGEN

Im Rahmen der Eintretensdebatte fragte ein Abgeordneter, ob die Themen «Ver-
weigerung bzw. Vereitelung von Massnahmen zur Feststellung der Fahrunfahig-
keit» und «Straffung des Verwaltungsstrafverfahrens» aus der Vorlage herausge-
nommen werden und gegebenenfalls zu einem spateren Zeitpunkt beschlossen
werden konnten. In diesem Zusammenhang wollte er insbesondere wissen, ob die
Umsetzung der Richtlinie (EU) 2015/4132 (im Folgenden auch «CBE-Richtlinie»)
bzw. des Beschlusses Nr. 30/20253 des Gemeinsamen EWR-Ausschusses vom 7.

Februar 2025 dann unvollstandig ware.

Die Bestimmungen zur Verweigerung bzw. Vereitelung von Massnahmen zur Fest-
stellung der Fahrunfdhigkeit und zur Straffung des Verwaltungsstrafverfahrens ha-
ben nichts mit der Umsetzung der CBE-Richtlinie zu tun. Jedoch vermeidet Ihre Be-
handlung in der gleichen Vorlage drei separate Gesetzgebungsverfahren und ist
daher verfahrens6konomisch zweckmdssig und dariiber hinaus sind die beiden
Themen aus jeweils verschiedenen Griinden seit Idingerer Zeit notwendigerweise

neu zu regeln:

2 Richtlinie (EU) 2015/413 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 11. Mérz 2015 zur Erleichterung

des grenziiberschreitenden Austauschs von Informationen Uber die Strassenverkehrssicherheit gefahr-
dende Verkehrsdelikte (ABI. L 68 vom 13.3.2015, S. 9-25).

Kundmachung vom 8. Juli 2025 des Beschlusses Nr. 30/2025 des Gemeinsamen EWR-Ausschusses, LGBI.
2025 Nr. 347.



. Im Falle der CBE-Richtlinie ist die Einflihrung nach EWR-Vorgaben (iberfillig
und ein Aufschieben wiirde Konsequenzen in Folge des bereits eingeleiteten

Vertragsverletzungsverfahrens nach sich ziehen.

. Im Falle der Verweigerung bzw. Vereitelung von Massnahmen zur Feststel-
lung der Fahrunféhigkeit, zeigt sich ein verstdrkt missbrduchliches Verhalten
dahingehend, dass die Verweigerung bzw. Vereitelung mittlerweile in iber
der Hdlfte aller Fille passiert. Das zeigt, dass sich dies als lohnender Weg
zum Mindeststrafmass bei Fahren unter Alkoholeinfluss etabliert hat, was

weder im Sinne der Verkehrssicherheit noch der Rechtspflege sein kann.

. Ein Aufschieben der Umsetzung der Erhéhung der Sanktionsdauer im Verwei-
gerungs- bzw. Vereitelungsfall wiirde diesen Zustand der Belohnung nicht

rechtskonformen Verhaltens unnétig aufrechterhalten.

. Die Straffung des Verwaltungsstrafverfahrens hat die Vereinheitlichung der
Rechtsanwendung, die Vereinfachung der Verfahren und die Steigerung der
Effizienz zum Ziel. Die Strafkompetenz wird daher neu bei einer einzigen Ver-
waltungsstrafbehdrde, der Landespolizei, gebiindelt. Nebst diesen Griinden
wird rein rechtlich die Gesetzesdnderung notwendig, weil mit dem Inkraft-
treten des neuen Verwaltungsstrafgesetzes per 1. Januar 2026 die Begriffe
im Strassenverkehrsgesetz (SVG) angepasst und die Zustindigkeiten neu ge-

ordnet wurden.

Die Regierung méchte daher an diesem Vorgehen festhalten und, nebst den Best-
immungen zur Umsetzung der CBE-Richtlinie, diese beiden zusdtzlichen Geset-

zesanpassungen in dieser Vorlage belassen.

Anschliessend stellt der Abgeordnete die Frage, warum das Strafmass auf sechs
Monate festgesetzt werden soll und nicht auf vier Monate, also die nachsthéhere

Stufe.



Wiéihrend der heutige Entzug von drei Monaten die Verweigerung der Massnahme
ab einem Blutalkoholgehalt von 0.8 Gewichtspromille attraktiv macht, wiirde ein
Entzug von vier Monaten die Verweigerung ab einem Blutalkoholgehalt von 1.5
Gewichtspromille — denn von dort und bis zwei Promille gilt der viermonatige Ent-
zug — immer noch als die bessere Option positionieren. Es gibt keinen Grund, ein
Szenario bestehen zu lassen oder zu schaffen, in dem die Verweigerung eine be-

denkenswerte, da attraktive Option darstellt.

Fiir die Verschdrfung bzw. Verdoppelung der Mindestentzugsdauer sprechen also

mehrere Griinde:

. Wer eine Atemalkohol- oder Blutprobe verweigert, soll nicht bessergestellt
werden kénnen als Personen, die sich der Kontrolle unterziehen. Es soll mehr-
heitlich ausgeschlossen werden, dass die Verweigerung als Taktik oder Stra-
tegie genutzt wird, um strengere Sanktionen zu vermeiden bzw. diese zu um-
gehen. Dieser Fehlanreiz wird mit der vorgeschlagenen Gesetzesanpassung
sowie der Ansetzung einer hohen Entzugsdauer beseitigt bzw. geddmpft.
Eine Verweigerung «lohnt» sich nur noch, wenn bspw. die betroffene Person
nach ihrer Selbsteinschéitzung damit rechnet, dass der durch die angeordnete
Kontrolle festgestellte Wert mutmasslich 2.0 Gewichtspromille libersteigen
oder Betdubungsmittelkonsum festgestellt werden kénnte. In diesen beiden
Féllen wiire die Konsequenz die Verfiigung eines méglicherweise langandau-
ernden vorsorglichen Sicherungsentzugs des Fiihrerausweises auf unbe-

stimmte Zeit wegen des Verdachts auf Suchtleiden.

. Im Sinne der Gleichbehandlung soll der Anreiz zur bewussten Umgehung ei-
ner angeordneten Massnahme zur Feststellung der Fahrunfdhigkeit verrin-

gert werden.

. Ein weiterer Punkt liegt in der Beweisflihrung. Diese wird durch die Verwei-

gerung oder Vereitelung von Massnahmen zur Feststellung der



Fahrunféihigkeit verhindert bzw. umgangen, da die tatséichlich hohe Alkohol-
oder Drogeneinwirkung faktisch durch die Landespolizei nicht nachgewiesen
werden kann. Die Beweisfiihrung bzw. das Beweisverfahren, und in der Folge
die Rechtsdurchsetzung im Sinne der Verkehrssicherheit, werden dadurch
stark eingeschréinkt bzw. verunmaglicht. Eine héhere Mindestentzugsdauer

von sechs Monaten gleicht diesen Beweisnachteil aus.

Im Ergebnis fiihrt dies also zu einer verbesserten Wahrung der Glaubwiirdigkeit
des Sanktionssystems im Strassenverkehrsrecht. Dieses bezweckt gerade die Sank-
tionierung von regelwidrigem Verhalten im Strassenverkehr und will gleichzeitig
verhindern, dass es Médglichkeiten gibt, dass Delinquenten trotz oder gerade we-

gen fehlender Kooperation faktisch belohnt werden.

Nicht zuletzt dient die vorgeschlagene Erh6hung der Mindestentzugsdauer also der

weiteren Stdrkung der Verkehrssicherheit.

Dies iiber den Weg einer deutlich stérkeren generalprdventiven Wirkung. Die Ver-
schédrfung soll abschreckend wirken und die Bereitschaft reduzieren, sich alkoholi-
siert ans Steuer zu setzen, um sich dann der polizeilichen Kontrollen zu entziehen.

Der aktuell bestehende Fehlanreiz wird beseitigt.

Ein Blick auf die Statistik bzw. die Entwicklung der Zahlen zu Verweigerungs- bzw.
Vereitelungsfdllen der letzten Jahre veranschaulicht die Dringlichkeit dieses Schrit-
tes. Wéihrend deren Anteil zwischen 2015 und 2021 noch (lberwiegend im Bereich
von 20 % bis 30 % aller angeordneten Blutproben zur Feststellung der Fahrunfdhig-
keit lag, ist seit 2022 ein deutlicher Anstieg festzustellen. Der Anteil hat in den ver-
gangenen Jahren kontinuierlich zugenommen, sich innerhalb von zehn Jahren
mehr als verdoppelt und ist so im Ergebnis von rund einem Fiinftel auf (iber die
Hidilfte aller Fdlle angestiegen. Der Anteil der Verweigerungs- bzw. Vereitelungs-

fdlle erreichte 2025 mit (iber 55 % einen Héchstwert und tbertraf damit erstmals
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die Zahl der Blutproben. Wdhrend friiher die liberwiegende Mehrheit der Betroffe-
nen an der Beweissicherung mitwirkte, wird heute also bereits in mehr als jedem
zweiten Fall die Blutprobe verweigert oder vereitelt. Die Daten zeigen eine deutli-
che Erosion der Mitwirkungsbereitschaft bei der Feststellung der Fahrunfdhigkeit
und verdeutlichen die zunehmende Herausforderung fiir die Strafverfolgungs- und
Administrativbehérden. Zudem zeigt ein Blick auf die im nachfolgenden Diagramm
eingezeichnete Trendlinie klar, dass, ohne die Ergreifung von Massnahmen zur Ge-
gensteuerung, in Zukunft mit einem weiteren Anstieg zu rechnen sein diirfte. Damit
wird die gesetzlich vorgesehene Feststellung der Fahrunféhigkeit zunehmend un-
terlaufen und die effektive Ahndung und angemessene Sanktionierung schwerer
Strassenverkehrsdelikte erheblich erschwert. Im Endeffekt bedeutet dies wiederum
eine zunehmende Gefdhrdung der Verkehrssicherheit. Nach Auffassung der Regie-

rung besteht deshalb gesetzgeberischer Handlungsbedarf.

90.0%
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70.0%
60.0%

50.0%
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I Blutprobe mmm Verweigerung/Vereitelung

--------- Linear (Verweigerung/Vereitelung)

Tabelle: Anteil der Verweigerungs- und Vereitelungsfille an den angeordneten Blutproben,
2015-2025

Ein Vergleich mit anderen europdischen Staaten in Bezug auf die Mindestentzugs-

dauer zeigt ferner, dass die Verweigerung von Atemalkoholtests und
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Blutentnahmen meist als schwerwiegender Verstoss gegen die Verkehrssicherheit
eingestuft wird und in der Regel mindestens gleich streng sanktioniert wird wie
eine schwere Trunkenheitsfahrt. Die Verweigerung angeordneter Alkohol- oder
Drogentests ist in vielen europdischen Staaten mit erheblichen fahrberechtigungs-
rechtlichen Folgen verbunden. Wegen der unterschiedlichen Rechtsordnungen und
Sanktionssysteme ist ein unmittelbarer Vergleich der Entzugsdauern allerdings nur
eingeschrénkt méglich. In Osterreich, Italien, Spanien, Norwegen oder im Vereinig-
ten Kénigreich ist beispielsweise mit Entzugsdauern von sechs Monaten bis zu meh-
reren Jahren zu rechnen. Eine Erhéhung der Mindestentzugsdauer von drei auf
sechs Monate im Falle der Verweigerung oder Vereitelung von Massnahmen zur
Feststellung der Fahrunféhigkeit wird vor diesem Hintergrund als angemessen be-

urteilt.

Daraufhin erkundigte sich der Abgeordnete eingehend nach Aspekten des Daten-

schutzes, des Datenflusses und der Datenverarbeitung.

Hierzu ist vorgdngig generell festzuhalten, dass die Vorlage sowohl der EU-Daten-
schutzgrundverordnung (DSGVO)* als auch dem liechtensteinischen Datenschutz-

gesetz (DSG) entspricht bzw. mit diesen konform ist.

Der Datenaustausch erfolgt iiber das EUCARIS®-Netzwerk, eine sichere europdische
Plattform zur Vernetzung der nationalen Fahrzeugregister der Mitgliedstaaten.
Dabei wird kein zentrales Register aufgebaut. Die Abfragen werden vielmehr (iber
das nationale System des ersuchenden Staates direkt an das Fahrzeugregister des

ersuchten Staates gerichtet. Uber EUCARIS werden sowohl Fahrzeugdaten als auch

Verordnung (EU) 2016/679 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz
natlrlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur
Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung), ABI. L 119 vom 4.5.2016, Seite 1-88.
Datenschutzgesetz (DSG) vom 4. Oktober 2018, LGBI. 2018 Nr. 272.

European Car and Driving Licence Information System EUCARIS (Europdisches Informationssystem fiir
Fahrzeug- und Fiihrerscheindaten).
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Halterdaten ausgetauscht. Dazu gehéren insbesondere die Kontrollschildnummer
bzw. das Kennzeichen, die Fahrgestellnummer, die Fahrzeugmarke und die Fahr-
zeugklasse sowie Name, Vorname, Adresse und Geburtsdatum des Fahrzeughal-

ters.

Zum Abruf der Daten berechtigt sind die Landespolizei sowie die zusténdigen Straf-
verfolgungsbehérden anderer EWR-Mitgliedstaaten (iber die jeweils national be-
nannten Kontaktstellen. In Liechtenstein ist diese Kontaktstelle das Amt fiir Stras-
senverkehr. Die Datenbearbeitung dient ausschliesslich der Verfolgung von Wider-
handlungen gegen Strassenverkehrsvorschriften, die vom Anwendungsbereich der
Richtlinie (EU) 2015/413 erfasst werden. Laut deren Art. 2 handelt es sich konkret

um die nachfolgenden Verkehrsdelikte:

. Geschwindigkeitsiibertretung,

. Nichtanlegen des Sicherheitsgurts,

. Uberfahren eines roten Lichtzeichens,

. Trunkenheit im Strassenverkehr,

. Fahren unter Drogeneinfluss,

. Nichttragen eines Schutzhelms,

. unbefugte Benutzung eines Fahrstreifens,

. rechtswidrige Benutzung eines Mobiltelefons oder anderer Kommunikations-

gerdte beim Fahren.

Zugriff auf das EUCARIS-System haben nur die dafiir speziell Berechtigten. Jeder
Nutzer muss sich mit einem persénlichen Benutzerkonto anmelden. Fiir jede Ab-
frage ist der konkrete Abfragegrund anzugeben. Simtliche Zugriffe werden proto-
kolliert, insbesondere die anfragende Behérde, der Nutzer, der Zeitpunkt der Ab-
frage sowie deren Zweck. Dadurch wird die Nachvollziehbarkeit und Kontrolle der

Datenbearbeitung gewdhrleistet.
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Betroffene Personen mit liechtensteinischen Kennzeichen werden seitens der liech-
tensteinischen Behérden, Landespolizei oder Amt fiir Strassenverkehr, nicht iiber
eine Abfrage oder ein in der Folge im Ausland eréffnetes Verfahren informiert. Die
Kontaktaufnahme erfolgt schriftlich vom abfragenden Deliktsstaat. Im umgekehr-
ten Fall ruft die Landespolizei zur Verfolgung eines im Inland begangenen Verkehrs-
delikts Fahrzeug- und Halterdaten in anderen EWR-Staaten ab und informiert den

betroffenen Halter anschliessend in seiner Amtssprache (iber das Delikt.

Der Abgeordnete erkundigte sich zudem dariiber, ob die neue Entzugsdauer erst
nach Inkrafttreten der Gesetzesinderung gelte und wie es sich mit der Ubergangs-

bestimmung betreffend der hingigen Verfahren verhalte.

Die neue Entzugsdauer von sechs Monaten bei Verweigerungen bzw. Vereitelun-
gen gilt erst ab Inkrafttreten der Gesetzesénderung. Dies bedeutet, dass erst fiir
Félle, die sich nach diesem Datum ereignen, diese neue Bemessung der Administ-
rativmassnahme von sechs Monaten Fiihrerausweisentzug vom Amt fiir Strassen-
verkehr im Rahmen des Administrativmassnahmenverfahrens angewendet wer-

den kann.

Auf laufende Verfahren, die sich auf Vorkommnisse vor dem Inkrafttreten der Ge-
setzesdnderung beziehen, findet das damals geltende Recht Anwendung. Das Amt
fiir Strassenverkehr kann also in diesen Fdllen lediglich drei Monate anstatt der
neuen sechs Monate Fiihrerausweisentzug verfiigen. Dies hdlt die Ubergangsbe-
stimmung ausdriicklich fest: «Auf im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes
héngige Verfahren nach Art. 16 findet das bisherige Recht Anwendung». Damit ist

eine Riickwirkung explizit ausgeschlossen.
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Eine weitere Frage des Abgeordneten war, ob die Folgerichtlinie (EU) 2024/32377

in der Vorlage beriicksichtigt wurde und ob sie zusdtzliche Verkehrsdelikte erfasse.

Die Richtlinie (EU) 2024/3237 liberarbeitet die bisherige CBE-Richtlinie und stdrkt
den grenziiberschreitenden Informationsaustausch bei Verkehrsdelikten. Ziel ist es,
die Straflosigkeit auslédndischer Verkehrsteilnehmender zu reduzieren und die Ver-
kehrssicherheit zu erh6hen. Die Richtlinie (EU) 2024/3237 erweitert hierzu u.a. den
Deliktskatalog der CBE-Richtlinie von 8 auf 18 Verkehrsdelikte, insbesondere um
geféihrliche Fahrmanéver, Fahrerflucht, Verstésse gegen Rettungsgassen-, Bahn-

iibergangs- und Zufahrtsvorschriften sowie Verstésse gegen Umweltzonen.

Da sich die Richtlinie (EU) 2024/3237 derzeit im Ubernahmeprozess in das EWR-
Abkommen befindet und somit noch nicht Teil des EWR-Rechtsbestands ist, konnte
sie in der gegenstdndlichen Vorlage noch nicht beriicksichtigt werden. Sie wird ent-

sprechend zu einem spdteren Zeitpunkt umgesetzt werden.

Schliesslich wollte der Abgeordnete wissen, ob ein Fahrzeughalter den Fahrzeug-
lenker bekanntgeben miisse, wenn er das Fahrzeug, mit dem ein Verkehrsdelikt

begangen wurde, nicht selbst gelenkt habe.

Die Richtlinie (EU) 2015/413 begriindet keine unmittelbare Pflicht des Fahrzeug-
halters, den tatséichlichen Fahrzeuglenker bekanntzugeben. Ob eine solche Mitwir-
kungspflicht besteht und welche Rechtsfolgen eine unterlassene Bekanntgabe hat,
richtet sich nach dem Recht des Staates, in dem das Verkehrsdelikt verfolgt wird.
Die méglichen Folgen kénnen daher je nach nationaler Rechtsordnung unter-

schiedlich ausfallen.

Richtlinie (EU) 2024/3237 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 19. Dezember 2024 zur Ande-
rung der Richtlinie (EU) 2015/413 zur Erleichterung des grenziiberschreitenden Austauschs von Informa-
tionen Uber die Strassenverkehrssicherheit gefahrdende Verkehrsdelikte, ABI. L, 2024/3237, 30.12.2024,
Seite 1-34.
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Jedoch diirfte es meist in Eigeninteresse des Fahrzeughalters sein, den Lenker be-
kanntzugeben, da er ansonsten fiir dessen Fehlverhalten zur Rechenschaft gezogen

wird. Dies kann je nach Schwere des Delikts gravierende Folgen haben.

Ein anderer Abgeordneter erkundigte sich nach den Auswirkungen der Umsetzung
der Richtlinie (EU) 2015/413 auf Radarstrafen aus der Schweiz und der EU. Zudem
wollte er wissen, welche Folgen sich daraus fiir Fiihrerausweisentziige aufgrund

von Alkohol- oder Geschwindigkeitsdelikten in der Schweiz und der EU ergeben.

Die Umsetzung der Richtlinie (EU) 2015/413 hat keine Konsequenzen betreffend
Fiihrerausweisentziigen, sondern erleichtert lediglich das Verfahren, indem Fahr-
zeug- und Fahrzeughalterdaten elektronisch abgefragt werden kénnen. Die Sank-

tionen bleiben davon unberiihrt.

Liechtensteinische Fiihrerausweise werden im Ausland nicht entzogen, sondern —
wenn (iberhaupt — tempordr eingezogen bzw. vor Ort abgenommen. Sie werden
spdter zusammen mit dem Entscheid liber die Aberkennung des Fiihrerausweises
dem Amt fiir Strassenverkehr zugesendet. Die Aberkennung bedeutet, dass die be-
troffene Person je nach Schwere des Vergehens fiir eine bestimmt Zeit auf dem
Staatsgebiet des Deliktstaats ein Fahrverbot hat. Dies kbnnen sowohl Vergehen im
Zusammenhang mit Alkoholeinfluss bzw. Alkoholabhéingigkeit als auch Geschwin-
digkeitslibertretungen sein. In Bezug auf Geschwindigkeitsiibertretungen ist zu be-
merken, dass diese aktuell dem Amt fiir Strassenverkehr kaum von den ausléndi-
schen Behorden zur Kenntnis gebracht werden. Fiir die Féille, die von ausléndischen
Behérden an das Amt fiir Strassenverkehr libermittelt werden, liberpriift dieses, ob
im Einzelfall eine Administrativmassnahme gemdss dem liechtensteinischen Stras-
senverkehrsrecht zu verhdngen ist oder nicht. Die Umsetzung der Richtlinie (EU)
2015/413 erleichtert hier den Datenaustausch mit den EWR-Staaten. Zusdtzlich

hat Liechtenstein seit dem 1. Juli 2017 mit der Schweiz und Osterreich den
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trilateralen Polizeikooperationsvertrag®. Dieser ist die Grundlage fiir den Halterda-
tenaustausch, die Lenkerermittlung und schliesslich die Strafvollstreckung. Dieses
Abkommen geht aber deutlich iiber die Umsetzung der gegenstdndlichen Richtlinie
hinaus, indem vor allem auch die Lenkerermittlung und schliesslich die Vollstre-

ckung der Busse in einem der Mitgliedstaaten méglich ist.

Ferner wird die Frage aufgeworfen, welcher Vorsatz erforderlich ist, um den Tat-
bestand der Vereitelung zu erfiillen. Als mégliche Fallkonstellation werden Situati-
onen angefiihrt, in denen sich eine betroffene Person in dirztliche Obhut begibt oder

einen Unfallbeteiligten dorthin fiihrt und sich daher vom Tatort entfernt.

Fiir den Tatbestand der Vereitelung geniigt grundsdtzlich nicht jede beliebige Mit-
wirkungsverweigerung. Erforderlich ist, dass die betroffene Person vorsdtzlich in
Bezug auf die Vereitelung der Massnahmen handelt, also weiss oder zumindest
damit rechnen muss, dass eine Massnahme zur Feststellung der Fahrunféhigkeit
angeordnet werden wird, und deren Durchfiihrung bewusst verhindert oder er-
schwert. Dabei genligt ein Eventualvorsatz. Dieser liegt vor, wenn die betroffene
Person die Médglichkeit erkennt, dass eine Massnahme zur Feststellung der Fahr-
unféhigkeit wohl angeordnet werden diirfte, und dennoch in Kauf nimmt, dass ihr
Verhalten die Durchfiihrung dieser Massnahme verhindert oder erschwert. Die
blosse Inanspruchnahme drztlicher Hilfe begriindet fiir sich allein keine Vereite-
lung. Massgebend sind die konkreten Umstdnde des Einzelfalls, im konkreten Fall
der Frage des Abgeordneten, insbesondere ob die medizinische Behandlung not-
wendig war oder ob die betroffene Person dabei den Vorsatz insbesondere auf die

Vereitelung der Untersuchung richtete.

8 Vertrag zwischen dem Fiirstentum Liechtenstein, der Schweizerischen Eidgenossenschaft und der Repub-

lik Osterreich iiber die grenziiberschreitende polizeiliche Zusammenarbeit, LGBI. 2017 Nr. 186.
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Ein Abgeordneter bemerkt am Schluss der Beratung zur Umsetzung der CBE-Richt-
linie grundsdtzlich, dass gemdss Art. 2 der Richtlinie (EU) 2015/413 als Verkehrs-
delikte unter Bst. b das Nichtanlegen des Sicherheitsqurts und Bst. f das Nichttra-
gen eines Schutzhelms angefiihrt seien. Seine Frage lautet, wie diese beiden Delikte
die Strassenverkehrssicherheit gefihrden kénnen. Seiner Ansicht nach gefihrde
man bei diesen zwei Delikten zwar die eigene Sicherheit, nicht aber die Strassen-

verkehrssicherheit allgemein.

Diese Uberlegung ist grundsdtzlich nachvollziehbar. Juristisch und aus Sicht des
Staates wird der Begriff der Strassenverkehrssicherheit jedoch weiter gefasst. Die
Delikte des Nichtanlegens des Sicherheitsgurts und des Nichttragens eines Schutz-
helms schiitzen zwar in erster Linie den jeweiligen Verkehrsteilnehmer selbst. Den-
noch werden sie auf EU-Ebene als Delikte eingestuft, welche die Strassenverkehrs-
sicherheit generell gefihrden. Argumente dafiir sind insbesondere, dass das Ziel
der Verkehrssicherheit nicht nur die Verhinderung von Unféllen umfasst, sondern
auch die Verringerung der Unfallfolgen. Sicherheitsgurte und Helme reduzieren das
Risiko schwerer oder tddlicher Verletzungen erheblich. Zudem kénnen ungesi-
cherte Fahrzeuginsassen bei einem Unfall die Fahrzeugbeherrschung beeintrdchti-
gen oder andere Insassen verletzen. Schwere Verletzungen oder Todesfdlle haben
Auswirkungen auf Rettungsdienste, den Verkehrsfluss etc. Die daraus entstehen-
den Situationen kénnen wiederum zu einer Verkehrsgefdhrdung fiir die Allgemein-

heit fiihren.

Die EU verfolgt also einen umfassenden Verkehrssicherheitsbegriff, der sowohl die
Verhinderung von Unfillen als auch die Minderung ihrer Folgen umfasst. Aus die-
sem Grund sind diese Delikte in der Vorlage enthalten und werden im Zuge der
Umsetzung der Richtlinie (EU) 2015/413 iiber den grenziiberschreitenden Aus-
tausch von Informationen zu verkehrssicherheitsrelevanten Verkehrsdelikten er-

fasst.
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Derselbe Abgeordnete wollte zudem wissen, was gemdiss Art. 2 der Richtlinie (EU)
2015/413 unter Fahren unter Drogeneinfluss subsumiert werde und ob auch Me-

dikamente, die zu einer Fahrunféhigkeit fliihren kénnen, mitgemeint seien.

Das Delikt des Fahrens unter Drogeneinfluss gemdiss Art. 2 Bst. e der Richtlinie (EU)
2015/413 kann auch Medikamente erfassen. Nach Art. 29 Abs. 2 SVG gilt als fahr-
unféhig, wer wegen Alkohol-, Betdubungsmittel- oder Arzneimitteleinfluss oder
aus anderen Griinden nicht iiber die erforderliche kérperliche und geistige Leis-
tungsféhigkeit verfiigt. Diese Personen diirfen wdhrend dieser Zeit kein Fahrzeug
fiihren. Gleichermassen nennt Art. 2 Abs. 1 Verkehrsregelnverordnung (VRV)® aus-
driicklich Arzneimittel als mégliche Ursache von Fahrunfihigkeit. Abs. 1 lautet:
«Wer wegen Ubermiidung, Einwirkung von Alkohol, Arznei- oder Betdubungsmit-
teln oder aus einem anderen Grund nicht fahrféhig ist, darf kein Fahrzeug fiihren».
Art. 2 Abs. 2a prdzisiert, dass die Fahrunféhigkeit iiberdies als erwiesen gilt, wenn
im Blut des Fahrzeuglenkers gewisse Stoffe nachgewiesen werden. Aufgezéhlt wer-
den Tetrahydrocannabinol (Cannabis), freies Morphin (Heroin/Morphin), Kokain,
Amphetamin, Methamphetamin, MDEA (Methylendioxy-N-ethylamphetamin) o-
der MDMA (Methylendioxy-N-methylamphetamin) jeweils in der Menge von min-
destens 15 ug/L.

Nicht jedes Medikament begriindet jedoch automatisch eine Fahrunfdhigkeit.
Wiéihrend fiir die in Art. 2 Abs. 2a VRV aufgefiihrten Substanzen besondere Nach-
weisregeln gelten, ist bei anderen Arzneimitteln im Einzelfall zu priifen, ob deren

Wirkung die Fahrfdhigkeit tatséichlich beeintrdchtigt hat.

Der Begriff des Fahrens unter Drogeneinfluss in Art. 2 Bst. e Richtlinie (EU)

2015/413 ist demnach nicht auf illegale Drogen beschrénkt, sondern umfasst auch

? Verkehrsregelnverordnung (VRV) vom 1. August 1978, LGBI 1978 Nr. 19.
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andere Stoffe mit dhnlicher Wirkung nach dem Recht des jeweiligen Deliktsmit-
gliedstaats. Nach liechtensteinischem Recht sind auch Arzneimittel erfasst, da Art.
29 Abs. 2 SVG und Art. 2 Abs. 1 VRV ausdriicklich auch Arzneimitteleinfluss als Ur-

sache von Fahrunfdhigkeit nennen.

3. FRAGEN ZU EINZELNEN ARTIKELN

Zu Art. 16 Abs. 1 Bst. b”s, cund d
In Bezug auf die Neuregelung der Mindestentzugsdauer des Flihrerausweises bei
Verweigerung bzw. Vereitelung von drei auf sechs Monate wurden von einigen

Abgeordneten diverse Fragen aufgeworfen.

Ein Abgeordneter stellte die Frage, ob die Mindestentzugsdauer neu wirklich sechs
Monate betragen misse, was er als sehr harte Strafe empfinde, oder ob auch we-

niger genligen wiirde.

Hierzu ist auszufiihren, dass bei einer Erhéhung der Mindestentzugsdauer von drei
auf sechs Monate als Administrativmassnahme (nicht als Strafe) die abschre-
ckende Wirkung im Sinne der Priivention merklich grésser ist. Falsche Anreize zur
Verweigerung oder Vereitelung von Massnahmen zur Feststellung der Fahrunfd-
higkeit werden verhindert und die Verkehrssicherheit damit gestdrkt. Zudem wird
sichergestellt, dass sich Fahrzeuglenkende durch die Verhinderung des Nachweises
einer Fahrunféhigkeit keinen unbilligen Vorteil gegeniiber sich korrekt verhalten-
den Verkehrsteilnehmern verschaffen kénnen. Im Ubrigen wird auf die Ausfiihrun-
gen in Kapitel 2 dieser Stellungnahme zu den Griinden fiir die Erhéhung der Min-

destentzugsdauer verwiesen.

Derselbe Abgeordnete erkundigte sich, ob bestimmte Griinde — etwa religiése
Uberzeugungen oder negative Erfahrungen bei friiheren Blutentnahmen — eine

Verweigerung rechtfertigen kénnen.
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Religiése Uberzeugungen, Angst vor Nadeln, Misstrauen gegeniiber Behérden oder
friihere negative Erfahrungen mit Blutentnahmen rechtfertigen grundsdtzlich nicht
die Verweigerung einer rechtmdssig angeordneten Untersuchung. Ausnahmen
kommen insbesondere in Betracht, wenn die Blutentnahme medizinisch unméglich
oder mit einer konkreten erheblichen Gesundheitsgefdihrdung verbunden ist oder
wenn die Massnahme nicht rechtmdssig angeordnet wurde. Ob ein Ausnahmefall
vorliegt, ist anhand der konkreten Umstdnde zu beurteilen. Bisher sind in Liechten-

stein keine entsprechenden Konstellationen vorgekommen.

Eine weitere Frage dieses Abgeordneten betrifft den Verweis auf Art. 51 SVG in Art.
16 Abs. 1 Bst. ¢ Ziff. 3. Dieser besagt, dass Fahrzeugfiihrer sowie an Unfillen betei-
ligte Strassenbenutzer, bei denen Anzeichen von Fahrunféhigkeit vorliegen, einem
Atemalkoholtest und, soweit die Anzeichen von Fahrunfédhigkeit nicht oder nicht
allein auf Alkoholeinfluss zuriickzufiihren sind, weiteren Voruntersuchungen, na-
mentlich Urin-, Speichel- und Schweisstests unterzogen werden kénnen. In diesem
Zusammenhang ist er der Meinung, dass die Strafe auf den Fahrzeugfiihrer be-
schriinkt bleiben soll. So solle z.B. der Beifahrer hinten links, wenn er eine Blutprobe
verweigert, nicht ebenfalls mit der Mindestentzugsdauer von sechs Monaten be-

straft werden kénnen.

Einleitend ist festzuhalten, dass der Klammerverweis auf Art. 51 bereits in der gel-
tenden Fassung des Art. 16 Abs. 1 Bst. b”s Ziff. 2 aufgefiihrt ist. Diese Bestimmung
lautet wie folgt: «mindestens drei Monate, wenn der Fiihrer sich vorsdtzlich einer
Blutprobe oder einer von der Regierung geregelten Voruntersuchung (Art. 51), die
angeordnet wurde ...». Der Wortlaut der Bestimmung zeigt somit, dass Adressat
der Norm ausschliesslich der Fahrzeugfiihrer bzw. die Fahrzeugfiihrerin sein kann.
Weiters ergibt sich aus dem Wortlaut auch zweifelsfrei, dass sich der Klammerver-
weis auf Art. 51 ausschliesslich auf die dort aufgefiihrte, von der Regierung gere-

gelte Voruntersuchung in Art. 51 bezieht. Mit dem Verweis soll die wiederholte
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Aufzéhlung der einzelnen Voruntersuchungsmassnahmen verhindert werden, um

den Rechtstext lesbarer zu gestalten.

Zudem weist der Abgeordnete explizit darauf hin, dass Art. 51 SVG nicht nur den
Atemalkoholtest, sondern auch weitere Voruntersuchungen wie Urin-, Speichel-
und Schweisstests zur Feststellung der Fahrunfdhigkeit vorsieht. Er ersucht die Re-
gierung um Priifung, ob die vorgesehene Erh6hung der Mindestentzugsdauer auf

sechs Monate auch bei der Verweigerung aller dieser Tests Anwendung finde.

Die gegenstdndliche Bestimmung regelt, dass das Widersetzen, Entziehen bzw.
Vereiteln einer angeordneten Blutprobe oder der in Art. 51 SVG aufgefiihrten, von
der Regierung geregelten Voruntersuchungen, nidmlich eines Urin-, Speichel- oder

Schweisstests, zu einem Fiihrerausweisentzug von derzeit drei Monaten fiihrt.

Da die von der Regierung vorgeschlagene Anderung in dieser Bestimmung aus-
schliesslich die Erhéhung der Entzugsdauer von drei auf sechs Monate vorsieht,
wird auch die Vereitelung bzw. Verweigerung und das sich Widersetzen dieser Vor-
untersuchungen einen Fiihrerausweisentzug von neu sechs Monaten zur Folge ha-

ben.

Ein Abgeordneter erkundigte sich nach den rechtlichen Voraussetzungen eines Fiih-
rerausweisentzugs, wenn bei einer héuslichen Auseinandersetzung eine starke Al-
koholisierung festgestellt wird, ohne dass die betroffene Person ein Fahrzeug ge-

flihrt hat.

Der Flihrerausweis kann grundsditzlich nicht nur wegen eines Verstosses im Stras-
senverkehr entzogen werden, sondern auch aus Sicherheitsgriinden wegen des
Verdachts fehlender Fahreignung. Massgebend ist dabei die Frage, ob eine Person
kiinftig ein Motorfahrzeug sicher fiihren kann. So kann beispielsweise bei einer
hduslichen Streitigkeit festgestellt werden, dass bei einer Person, die stark alkoho-

lisiert ist, ein Alkoholproblem besteht, das auf eine Suchtproblematik hindeutet
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oder dass aufgrund eines anderweitigen Verhaltens erhebliche Zweifel an ihrer
Fahreignung bestehen. In solchen Fdéillen kénnen die Behdrden eine Abklédrung der
Fahreignung anordnen. Ergibt diese, dass die Fahreignung nicht mehr gegeben ist,
kann der Fiihrerausweis vorsorglich oder definitiv entzogen werden, auch wenn die
betreffende Person zum Zeitpunkt des Vorfalls kein Fahrzeug gelenkt hat. Ein Fiih-
rerausweisentzug wdéhrend dieser Abkldrungen erfolgt nur dann, wenn die Be-
hérde die Verkehrssicherheit als ernsthaft gefdhrdet erachtet und deshalb einen
vorsorglichen Entzug verfiigt. Andernfalls bleibt der Fiihrerausweis bis zum Ab-
schluss der Abkldrung bei der betroffenen Person, die so weiterhin am Strassenver-

kehr teilnehmen kann.

Nicht zuldssig wéire hingegen ein Fiihrerausweisentzug allein deshalb, weil jemand
in den eigenen vier Winden alkoholisiert war oder in einen héuslichen Streit ver-
wickelt war. Erforderlich sind, wie erwdhnt, konkrete Anhaltspunkte, die Zweifel an

der Fahreignung begriinden.

Die Fahreignung ist jedoch strikt von der Fahrféhigkeit zu unterscheiden:

. Fahrfdhigkeit bezeichnet die aktuelle Fihigkeit, ein Fahrzeug in einer konkre-

ten Situation sicher zu fiihren.

. Fahreignung bezeichnet demgegendiiber die grundsdtzliche und lingerfristige
kérperliche, geistige und psychische Eignung zum Fiihren von Motorfahrzeu-

gen.

Eine Person kann daher voriibergehend fahrunféhig sein, ohne ihre Fahreignung
verloren zu haben. Umgekehrt kann die Fahreignung auch dann fehlen, wenn im

Beurteilungszeitpunkt keine akute Fahrunfdhigkeit besteht.

Zu Art. 99b Abs. 8

Eine Abgeordnete wies zu Art. 99b Abs. 8 auf eine redaktionelle Korrektur hin.
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Der Hinweis ist zutreffend. Die vorgeschlagene grammatikalische Korrektur wird in

Art. 99b Abs. 8 iibernommen.

Il. ANTRAG DER REGIERUNG

Aufgrund der vorstehenden Ausfiihrungen unterbreitet die Regierung dem Land-

tag den

Antrag,

der Hohe Landtag wolle diese Stellungnahme zur Kenntnis nehmen und die beilie-

gende Gesetzesvorlage in Behandlung ziehen.

Genehmigen Sie, sehr geehrter Herr Landtagsprasident, sehr geehrte Frauen und

Herren Abgeordnete, den Ausdruck der vorziiglichen Hochachtung.

REGIERUNG DES
FURSTENTUMS LIECHTENSTEIN

gez. Brigitte Haas
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lll. REGIERUNGSVORLAGE

Gesetz
vom ...

tber die Abdanderung des Strassenverkehrsgesetzes

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich Meine Zu-

stimmung:

Abanderung bisherigen Rechts

Das Strassenverkehrsgesetz (SVG) vom 30. Juni 1978, LGBI. 1978 Nr. 18, in der

geltenden Fassung, wird wie folgt abgeandert:

Art. 16 Abs. 1 Bst. bs sowie Bst. c Ziff. 3 und Bst. d Ziff. 2

1) Der Fuhrer- oder Lernfahrausweis wird einer Person nach einer Wider-

handlung entzogen fr:

bbis) mindestens drei Monate, wenn der Fihrer in fahrunfahigem Zu-

stand ein Motorfahrzeug gefihrt hat;

c) mindestens sechs Monate, wenn:
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3. der Fihrer sich vorsatzlich einer Blutprobe oder einer von der Re-
gierung geregelten Voruntersuchung (Art. 51), die angeordnet wurde oder mit de-
ren Anordnung er rechnen musste, oder einer zusatzlichen arztlichen Untersu-
chung widersetzt oder entzogen hat oder den Zweck dieser Massnahmen vereitelt

hat;

d)  mindestens ein Jahr, wenn der Fihrer innert fiinf Jahren seit Ablauf eines

friiheren Entzuges:

2. wegen Vereitelung einer Massnahme zur Feststellung der Fahrun-

fahigkeit (Bst. c Ziff. 3) erneut vorsatzlich eine solche Massnahme vereitelt.

Art. 98 Abs. 1 Einleitungssatz und Bst. a Einleitungssatz sowie Abs. 2 bis 3a

1) Strafbehorden sind die Landespolizei und die ordentlichen Gerichte nach

Massgabe folgender Bestimmungen:

a) Die Landespolizei ist Strafbehérde fiir Ubertretungen dieses Gesetzes, so-

weit sie:

2) Das Strafverfahren richtet sich vor den ordentlichen Gerichten nach den
Bestimmungen der Strafprozessordnung und vor der Landespolizei nach den Vor-

schriften des Verwaltungsstrafgesetzes liber das Verwaltungsstrafverfahren.

3) Aufgehoben

3a) Fiir die Erledigung von Beschwerden gegen Strafverfiigungen bzw. Ver-
waltungsstrafentscheidungen der Landespolizei ist die Beschwerdekommission

fir Verwaltungsangelegenheiten zustandig.
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Art. 99b Abs. 7 und 8

7) Das Amt fur Strassenverkehr ist die nationale Kontaktstelle nach Art. 4

Abs. 2 der Richtlinie (EU) 2015/41319; als Kontaktstelle:

a) gewadhrt es den nationalen Kontaktstellen der anderen EWR-Mitgliedstaaten
Zugang auf die Fahrzeug- und Fahrzeughalterdaten im Fahrzeug- und Fahr-
zeughalterregister zum Zweck des Austauschs von Informationen lber Ver-

kehrsdelikte im Sinne von Art. 2 der Richtlinie (EU) 2015/413;

b)  obliegt ihm die Berichterstattung nach Art. 6 der Richtlinie (EU) 2015/413.

8) Die Landespolizei kann zur Verfolgung von Verkehrsdelikten im Sinne von
Art. 2 der Richtlinie (EU) 2015/413 Uber das Amt fir Strassenverkehr Daten Uber
Eigentiimer oder Halter von Fahrzeugen sowie Fahrzeugdaten in den entsprechen-
den Informationssystemen der anderen EWR-Mitgliedstaaten abrufen. Nach Be-
kanntgabe der Eigentiimer- oder Halterdaten informiert die Landespolizei den Ei-
gentimer oder Halter nach Massgabe von Art. 5 Abs. 2 der Richtlinie (EU)
2015/413 dariiber, dass mit seinem Fahrzeug ein Verkehrsdelikt im Sinne von Art.
2 der genannten Richtlinie begangen worden ist; die Information ist in einer der

Amtssprachen des Zulassungsmitgliedstaats zu verfassen.

10 Richtlinie (EU) 2015/413 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 11. Mé&rz 2015 zur Erleichterung

des grenziiberschreitenden Austauschs von Informationen Uber die Strassenverkehrssicherheit gefahr-
dende Verkehrsdelikte (ABI. L 68 vom 13.3.2015, S. 9).



28

Ubergangsbestimmung

Auf im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes hangige Verfahren nach Art.

16 findet das bisherige Recht Anwendung.

Umsetzung von EWR-Rechtsvorschriften

Dieses Gesetz dient der Umsetzung der Richtlinie (EU) 2015/413 des Europai-
schen Parlaments und des Rates vom 11. Mérz 2015 zur Erleichterung des grenz-
Uberschreitenden Austauschs von Informationen (iber die Strassenverkehrssi-

cherheit gefahrdende Verkehrsdelikte (ABI. L 68 vom 13.3.2015, S. 9).

V.

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Kundmachung in Kraft.
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Amtsblatt der Europdischen Union

L 68/9

RICHTLINIE (EU) 2015/413 DES EUROPAISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES
vom 11. Mirz 2015

zur Erleichterung des grenziiberschreitenden Austauschs von Informationen iiber die Straflen-
verkehrssicherheit gefihrdende Verkehrsdelikte

(Text von Bedeutung fiir den EWR)

DAS EUROPAISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europiischen Union, insbesondere auf Artikel 91 Absatz 1
Buchstabe c,

auf Vorschlag der Europdischen Kommission,

nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die nationalen Parlamente,

nach Stellungnahme des Europaischen Wirtschafts- und Sozialausschusses (1),

nach Anhorung des Ausschusses der Regionen,

gemifl dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren (%),

in Erwigung nachstehender Griinde:

(1)

Die Verbesserung der Stralenverkehrssicherheit ist ein vorrangiges Ziel der Verkehrspolitik der Union. Die Union
verfolgt eine Politik zur Verbesserung der Straflenverkehrssicherheit mit dem Ziel der Verringerung der Zahl der
Toten und Verletzten und der Sachschdden. Ein wichtiger Bestandteil dieser Politik ist die konsequente Ahndung
von in der Union begangenen Strafenverkehrsdelikten, die die StraSenverkehrssicherheit erheblich gefihrden.

In Ermangelung geeigneter Verfahren und ungeachtet der mit dem Beschluss 2008/615/)1 des Rates (}) und mit
dem Beschluss 2008/616/J1 des Rates (*) (im Folgenden ,Priim-Beschliisse®) gebotenen Maoglichkeiten werden
jedoch Sanktionen in Form von Geldbuffen und Geldstrafen fiir bestimmte Strafenverkehrsdelikte oftmals nicht
durchgesetzt, wenn das Deliktfahrzeug in einem anderen Mitgliedstaat als dem Mitgliedstaat, in dem das Delikt
begangen wurde, zugelassen ist. Mit dieser Richtlinie wird angestrebt, dass in diesen Fillen die Effektivitdt der
Ermittlungen bei die StraRenverkehrssicherheit gefihrdenden Verkehrsdelikten gewahrleistet ist.

In ihrer Mitteilung vom 20. Juli 2010 mit dem Titel ,Ein europdischer Raum der Strafenverkehrssicherheit:
Leitlinien fiir die Politik im Bereich der Stralenverkehrssicherheit 2011-2020 hob die Kommission hervor, dass
die Durchsetzung der StrafSenverkehrsvorschriften nach wie vor ein zentraler Faktor ist, wenn es darum geht, die
Voraussetzungen dafiir zu schaffen, dass die Zahl der Toten und Verletzten erheblich gesenkt wird. In seinen
Schlussfolgerungen zur Strafenverkehrssicherheit vom 2. Dezember 2010 forderte der Rat eine Uberpriifung, ob
auf Ebene der Mitgliedstaaten und gegebenenfalls der Union eine verschirfte Durchsetzung der Strafenverkehrs-
vorschriften notwendig ist. Er ersuchte die Kommission, die Moglichkeiten einer Harmonisierung der Strafenver-
kehrsvorschriften auf Unionsebene, soweit dies angezeigt ist, sowie die Annahme weiterer Maffnahmen zur
Vereinfachung der grenziiberschreitenden Ahndung im Hinblick auf Verkehrsverstoffe — insbesondere solcher
VerstofSe, die im Zusammenhang mit schweren Verkehrsunféllen stehen — zu priifen.

Am 19. Mdrz 2008 nahm die Kommission auf der Grundlage des Artikels 71 Absatz 1 Buchstabe ¢ des Vertrags
zur Griindung der Europiischen Gemeinschaft (nunmehr Artikel 91 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der
Europiischen Union (AEUV)) einen Vorschlag fiir eine Richtlinie des Europiischen Parlaments und des Rates zur
Erleichterung der grenziiberschreitenden Durchsetzung von Sanktionen im Bereich der Strafenverkehrssicherheit
an. Die Richtlinie 2011/82/EU des Europdischen Parlaments und des Rates (°) wurde jedoch auf der Grundlage
des Artikels 87 Absatz 2 AEUV erlassen. Im Urteil des Gerichtshofs vom 6. Mai 2014, C-43/12 (%), wurde die

(") ABL.C12vom15.1.2015,S.115.

() Stellungnahme des Européischen Parlaments vom 11. Februar 2015 (noch nicht im Amtsblatt veroffentlicht) und Beschluss des Rates
vom 2. Mérz 2015.

(*) Beschluss 2008/615/J des Rates vom 23. Juni 2008 zur Vertiefung der grenziiberschreitenden Zusammenarbeit, insbesondere zur
Bekidmpfung des Terrorismus und der grenziiberschreitenden Kriminalitit (ABL. L 210 vom 6.8.2008, S. 1).

(*) Beschluss 2008/616/JI des Rates vom 23. Juni 2008 zur Durchfithrung des Beschlusses 2008/615/)I zur Vertiefung der grenziiber-
schreitenden Zusammenarbeit, insbesondere zur Bekdmpfung des Terrorismus und der grenziiberschreitenden Kriminalitét (ABL. L 210
vom 6.8.2008, S. 12).

() Richtlinie 2011/82/EU des Europiischen Parlaments und des Rates vom 25. Oktober 2011 zur Erleichterung des grenziiberschreitenden
Austauschs von Informationen iiber die Straenverkehrssicherheit gefihrdende Verkehrsdelikte (ABL. L 288 vom 5.11.2011, S. 1).

(°) Urteil in der Rechtssache C-43/12, Kommission gegen Parlament und Rat, EU:C:2014:298.
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Richtlinie 2011/82/EU fiir nichtig erkldrt, da eine wirksame Verabschiedung auf der Grundlage des Artikels 87
Absatz 2 AEUV nicht moglich war. Mit dem Urteil werden die Wirkungen der Richtlinie 2011/82/EU aufrecht-
erhalten, bis innerhalb eines vertretbaren Zeitraums — der zwolf Monate ab dem Tag des Urteilsspruchs nicht
tiberschreiten darf — eine neue Richtlinie auf der Grundlage des Artikels 91 Absatz 1 Buchstabe ¢ AEUV
verabschiedet ist. Daher sollte auf der Grundlage dieses Artikels eine neue Richtlinie verabschiedet werden.

(5)  Eine stirkere Angleichung der Kontrollmaflnahmen zwischen den Mitgliedstaaten sollte gefordert werden, und die
Kommission sollte in diesem Zusammenhang priifen, ob es notwendig ist, die Entwicklung gemeinsamer
Standards fiir automatische Kontrollgerite fur Kontrollen im Bereich der Straenverkehrssicherheit vorzuschlagen.

(6)  Das Bewusstsein der Unionsbiirger fiir die in den verschiedenen Mitgliedstaaten geltenden Straflenverkehrsvor-
schriften und hinsichtlich der Umsetzung dieser Richtlinie sollte insbesondere durch geeignete Mafnahmen
erhoht werden, die eine ausreichende Informationsverbreitung iiber die Folgen der Nichteinhaltung der
Strafenverkehrsvorschriften bei Reisen in einem anderen als dem Zulassungsmitgliedstaat sicherstellen.

(7)  Um die StrafSenverkehrssicherheit in der gesamten Union zu verbessern und die Gleichbehandlung von Fahrern,
und zwar von gebietsansdssigen und nicht gebietsansissigen Zuwiderhandelnden, zu gewdahrleisten, sollte die
Ahndung unabhingig vom Mitgliedstaat der Zulassung des Fahrzeugs erleichtert werden. Zu diesem Zweck sollte
ein System fur den grenziiberschreitenden Informationsaustausch bei bestimmten, genau bezeichneten, die
Stralenverkehrssicherheit gefihrdenden Verkehrsdelikten — ungeachtet ihrer Einstufung als Ordnungswidrigkeit
oder Straftat nach dem Recht des betreffenden Mitgliedstaats — verwendet werden, welches dem Deliktsmitg-
liedstaat Zugang zu den Fahrzeugzulassungsdaten des Zulassungsmitgliedstaats gewahrt.

(8)  Ein effizienterer grenziiberschreitender Austausch von Fahrzeugzulassungsdaten, der die Identifizierung von
Personen, die eines die Strafenverkehrssicherheit gefihrdenden Verkehrsdelikts verdachtig sind, erleichtern sollte,
konnte die Abschreckungswirkung erhohen und zu einem vorsichtigeren Verhalten der Fahrer von Fahrzeugen
beitragen, die in einem anderen Mitgliedstaat als dem Deliktsmitgliedstaat zugelassen sind, und somit todlichen
Verkehrsunfillen vorbeugen.

(9)  Die unter diese Richtlinie fallenden die Stralenverkehrssicherheit gefahrdenden Verkehrsdelikte werden in den
Mitgliedstaaten nicht einheitlich behandelt. In einigen Mitgliedstaaten werden diese im innerstaatlichen Recht als
Ordnungswidrigkeiten eingestuft, wahrend sie in anderen Mitgliedstaaten als Straftaten gelten. Die Richtlinie sollte
ungeachtet dessen gelten, wie diese Delikte im innerstaatlichen Recht eingestuft werden.

(10)  Die Mitgliedstaaten sollten einander das Recht auf Zugang zu ihren Fahrzeugzulassungsdaten gewihren, um den
Informationsaustausch zu verbessern und die geltenden Verfahren zu beschleunigen. Zu diesem Zweck sollten die
in den Priim-Beschliissen enthaltenen Bestimmungen iiber die technischen Spezifikationen und die Verfiigbarkeit
des automatisierten Datenaustauschs so weit wie moglich in diese Richtlinie iibernommen werden.

(11) Der Beschluss 2008/616/JI legt Sicherheitsmerkmale fiir bereits bestehende Softwareanwendungen und die
dazugehorigen technischen Anforderungen in Bezug auf den Austausch von Informationen iiber Fahrzeugzulas-
sungsdaten fest. Unbeschadet der allgemeinen Anwendbarkeit jenes Beschlusses sollten diese Sicherheitsmerkmale
und technischen Anforderungen aus Griinden der gesetzgeberischen und praktischen Effizienz fiir die Zwecke
dieser Richtlinie verwendet werden.

(12)  Bestehende Softwareanwendungen sollten als Grundlage fiir den Datenaustausch nach dieser Richtlinie verwendet
werden und gleichzeitig auch die Berichterstattung der Mitgliedstaaten an die Kommission erleichtern. Diese
Anwendungen sollten den raschen, sicheren und vertraulichen Austausch spezifischer Fahrzeugzulassungsdaten
zwischen den Mitgliedstaaten gewdahrleisten. Die nach den Priim-Beschlissen in Bezug auf Fahrzeugzulas-
sungsdaten den Mitgliedstaaten verbindlich vorgeschriebene Softwareanwendung des Européischen Fahrzeug- und
Fihrerschein-Informationssystems (Eucaris) sollte genutzt werden. Die Kommission sollte eine Bewertung der
Funktionsweise der fur die Ziele dieser Richtlinie eingesetzten Softwareanwendungen vornehmen und dariiber
Bericht erstatten.

(13) Der Anwendungsbereich dieser Softwareanwendung sollte auf die im Rahmen des Informationsaustauschs
zwischen den nationalen Kontaktstellen der Mitgliedstaaten verwendeten Prozesse beschrinkt werden. Verfahren
und automatisierte Prozesse, bei denen die Informationen verwendet werden sollen, fallen nicht in den
Anwendungsbereich solcher Anwendungen.

(14) Das Ziel der Strategie fur das Informationsmanagement im Bereich der inneren Sicherheit der EU besteht darin,
dass die einfachsten, am leichtesten nachvollziehbaren und kostenwirksamsten Losungen fiir den Datenaustausch
gefunden werden.
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(15) Die Mitgliedstaaten sollten die Moglichkeit haben, sich an den Eigentiimer, den Halter des Fahrzeugs oder die
anderweitig identifizierte Person, die des die Strafenverkehrssicherheit gefihrdenden Verkehrsdelikts verdachtig
ist, zu wenden, um die betroffene Person iiber die geltenden Verfahren und iiber die rechtlichen Folgen nach dem
Recht des Deliktsmitgliedstaats zu informieren. Dabei sollten die Mitgliedstaaten in Betracht ziehen, die
Informationen wber die die Strafenverkehrssicherheit gefihrdenden Verkehrsdelikte in der Sprache der
Zulassungsdokumente oder in der von der betroffenen Person vermutlich am besten verstandenen Sprache zu
tibermitteln, damit gewihrleistet ist, dass die betroffene Person die ihr iibermittelten Informationen genau
versteht. Die Mitgliedstaaten sollten die geeigneten Verfahren anwenden, um zu gewihrleisten, dass nur die
betroffene Person und kein Dritter informiert wird. Dementsprechend sollten die Mitgliedstaaten detaillierte
Vorkehrungen treffen, die vergleichbar mit jenen sind, die bei Folgemafinahmen im Zusammenhang mit solchen
Delikten angewendet werden, einschlieflich gegebenenfalls der Méglichkeit der Ubermittlung per Einschreiben.
Dies wird es dieser Person ermoglichen, angemessen auf das Informationsschreiben zu reagieren, indem sie
insbesondere um weitere Auskiinfte ersucht, die Geldbufe bzw. Geldstrafe begleicht oder, insbesondere im Falle
einer Identititsverwechslung, von ihrem Recht auf Verteidigung Gebrauch macht. Die weiteren Verfahren fallen
unter die geltenden Rechtsinstrumente einschlieflich der Instrumente betreffend die Amts- und Rechtshilfe und
die gegenseitige Anerkennung, zum Beispiel des Rahmenbeschlusses 2005/214/J1 des Rates (!).

(16) Die Mitgliedstaaten sollten in Bezug auf das vom Deliktsmitgliedstaat versandte Informationsschreiben eine
gleichwertige Ubersetzung zur Verfiigung stellen, wie dies in der Richtlinie 2010/64/EU des Europiischen
Parlaments und des Rates (%) vorgesehen ist.

(17)  Um eine Politik im Bereich der StralSenverkehrssicherheit mit dem Ziel eines hohen Schutzniveaus fiir alle
Verkehrsteilnehmer in der Union zu verfolgen und unter Beriicksichtigung der vielfiltigen Verhltnisse innerhalb
der Union sollten die Mitgliedstaaten vorbehaltlich strengerer Politiken und Rechtsvorschriften titig werden, um
zwischen den Mitgliedstaaten eine stirkere Angleichung und bessere Umsetzung der Vorschriften im Bereich der
Straflenverkehrssicherheit zu gewahrleisten. Im Rahmen ihres Berichts an das Européische Parlament und den Rat
tiber die Anwendung dieser Richtlinie sollte die Kommission priifen, ob gemeinsame Standards entwickelt werden
miissen, damit auf Unionsebene vergleichbare Methoden, Verfahren und Mindestnormen eingefithrt werden
konnen, wobei die internationale Zusammenarbeit und geltende Abkommen im Bereich der Strafenverkehrssi-
cherheit, insbesondere das Wiener Ubereinkommen vom 8. November 1968 iiber den Straenverkehr, zu
beriicksichtigen sind.

(18) In ihrem Bericht an das Europdische Parlament und den Rat iiber die Anwendung dieser Richtlinie durch die
Mitgliedstaaten sollte die Kommission priifen, ob in Ubereinstimmung mit den Rechtsvorschriften und Verfahren
der Mitgliedstaaten gemeinsame Kriterien fiir Folgemafnahmen der Mitgliedstaaten bei Nichtzahlung von
Geldbuflen oder Geldstrafen notwendig sind. In diesem Bericht sollte die Kommission Fragen behandeln wie zum
Beispiel die Verfahren zwischen den zustindigen Behorden der Mitgliedstaaten zur Ubermittlung der endgiiltigen
Entscheidung in Bezug auf die Verhidngung einer Sanktion und/oder einer Geldbufle oder Geldstrafe sowie die
Anerkennung und Umsetzung dieser endgiiltigen Entscheidung.

(19) Bei der Vorbereitung der Uberpriifung dieser Richtlinie sollte die Kommission die mafgeblichen Akteure
konsultieren, zum Beispiel die fiir die Strafenverkehrssicherheit und die Durchsetzung der Strafenverkehrsvor-
schriften zustindigen Behorden oder die zustindigen Einrichtungen, die Opferverbinde und andere im Bereich
der Straflenverkehrssicherheit aktive nichtstaatliche Organisationen.

(20)  Eine engere Zusammenarbeit zwischen den Strafverfolgungsbehorden sollte einhergehen mit der Achtung der
Grundrechte, insbesondere des Rechts auf Wahrung der Privatsphire und des Rechts auf den Schutz personen-
bezogener Daten; dies sollte durch spezielle Datenschutzvereinbarungen gewihrleistet werden. In diesen
Vereinbarungen sollte der Besonderheit des grenziiberschreitenden Online-Zugangs zu Datenbanken besonders
Rechnung getragen werden. Die zu schaffenden Softwareanwendungen miissen einen sicheren Informations-
austausch und die Vertraulichkeit der iibermittelten Daten ermdglichen. Die im Rahmen dieser Richtlinie
erhobenen Daten diirfen nicht fir andere als die in dieser Richtlinie festgelegten Zwecke verwendet werden. Die
Mitgliedstaaten sollten die Verpflichtungen in Bezug auf die Nutzungsbedingungen und die zeitlich begrenzte
Speicherung der Daten einhalten.

(21) Die in dieser Richtlinie vorgesehene Verarbeitung personenbezogener Daten ist fiir die Verwirklichung der mit
dieser Richtlinie rechtmifig verfolgten Ziele im Bereich der Stralenverkehrssicherheit — die Gewahrleistung eines
hohen Schutzniveaus fiir alle Stralenverkehrsteilnehmer in der Union durch Erleichterung des grenziiber-
schreitenden Informationsaustauschs iiber die Verkehrssicherheit gefihrdende Straenverkehrsdelikte und damit
der Durchsetzung von Sanktionen — angemessen und geht nicht tiber das zur Erreichung dieser Ziele geeignete
und erforderliche Maf hinaus.

(22) Die fiir die Identifizierung eines Zuwiderhandelnden verwendeten Daten sind personenbezogene Daten. Die
Richtlinie 95/46/EG des Europaischen Parlaments und des Rates () sollte auf die zur Anwendung dieser Richtlinie

(") Rahmenbeschluss 2005/214/]I des Rates vom 24. Februar 2005 iiber die Anwendung des Grundsatzes der gegenseitigen Anerkennung
von Geldstrafen und Geldbufen (ABI. L 76 vom 22.3.2005, S. 16).

(» Richtlinie 2010/64/EU des Europiischen Parlaments und des Rates vom 20. Oktober 2010 iiber das Recht auf Dolmetschleistungen und
Ubersetzungen in Strafverfahren (ABL. L 280 vom 26.10.2010, S. 1).

() Richtlinie 95/46/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 24. Oktober 1995 zum Schutz natiirlicher Personen bei der
Verarbeitung personenbezogener Daten und zum freien Datenverkehr (ABL. L 281 vom 23.11.1995, S. 31).
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erforderliche Datenverarbeitung Anwendung finden. Unbeschadet der Verfahrensanforderungen fiir Widerspruchs-
und Rechtsbehelfsverfahren des betreffenden Mitgliedstaats sollte die betroffene Person daher bei Ubermittlung
des Deliktsbescheids iiber das Recht auf Zugang zu personenbezogenen Daten sowie das Recht auf deren
Berichtigung bzw. Loschung und die fiir diese Daten geltende gesetzliche maximale Speicherungsfrist hingewiesen
werden. In diesem Zusammenhang sollte die betroffene Person dariiber hinaus ebenfalls das Recht auf die
Berichtigung unzutreffender personenbezogener Daten oder die unverziigliche Loschung unrechtmifSig
gespeicherter Daten haben.

(23)  Im Rahmen der Priim-Beschliisse unterliegt die Verarbeitung von Fahrzeugzulassungsdaten, die personenbezogene
Daten enthalten, den spezifischen Datenschutzbestimmungen des Beschlusses 2008/615/J1. Diesbeziiglich ist es
den Mitgliedstaaten moglich, die betreffenden spezifischen Bestimmungen auf die fur die Zwecke dieser Richtlinie
verarbeiteten personenbezogenen Daten anzuwenden, wenn sie sicherstellen, dass die Verarbeitung der Daten im
Zusammenhang mit allen von dieser Richtlinie abgedeckten Delikten den zur Umsetzung der Richtlinie 95/46/EG
erlassenen nationalen Vorschriften entspricht.

(24)  Drittstaaten sollte die Teilnahme am Austausch von Fahrzeugzulassungsdaten ermdglicht werden, sofern sie zuvor
mit der Union eine entsprechende Vereinbarung geschlossen haben. Eine derartige Vereinbarung miisste die
erforderlichen Datenschutzbestimmungen beinhalten.

(25) In dieser Richtlinie werden die mit der Charta der Grundrechte der Europdischen Union anerkannten Grundrechte
und Grundsitze gewahrt, die unter anderem die Achtung des Privat- und Familienlebens, den Schutz personen-
bezogener Daten, das Recht auf ein faires Verfahren, die Unschuldsvermutung und die Verteidigungsrechte
umfassen.

(26) Im Hinblick auf die Erreichung des Ziels, den Informationsaustausch zwischen den Mitgliedstaaten mit
interoperablen Mitteln zu ermdglichen, sollte der Kommission die Befugnis iibertragen werden, gemifS
Artikel 290 AEUV Rechtsakte zu erlassen, um wichtige Anderungen der Priim-Beschliisse beriicksichtigen zu
konnen oder soweit dies aufgrund von Rechtsakten der Union, die fiir eine Aktualisierung des Anhangs I
unmittelbar von Bedeutung sind, erforderlich ist. Es ist von besonderer Bedeutung, dass die Kommission ihrer
tiblichen Praxis folgt und im Zuge ihrer Vorbereitungsarbeit angemessene Konsultationen, auch auf der Ebene von
Sachverstindigen, durchfithrt. Bei der Vorbereitung und Ausarbeitung delegierter Rechtsakte sollte die
Kommission gewihrleisten, dass die einschligigen Dokumente dem Europidischen Parlament und dem Rat
gleichzeitig, rechtzeitig und auf angemessene Weise tibermittelt werden.

(27) Die Kommission sollte die Anwendung dieser Richtlinie im Hinblick auf die Ermittlung weiterer wirksamer und
effizienter Maffnahmen zur Verbesserung der Sicherheit im Straenverkehr priifen. Ungeachtet der Verpflichtung
zur Umsetzung dieser Richtlinie sollten auch Dinemark, Irland und das Vereinigte Konigreich dabei erforderli-
chenfalls mit der Kommission zusammenarbeiten, um eine rechtzeitige und vollstindige Berichterstattung iiber
diese Angelegenheiten sicherzustellen.

(28) Da das Ziel dieser Richtlinie, ndmlich allen Straenverkehrsteilnehmern in der Union dadurch ein hohes
Schutzniveau zu gewihrleisten, dass der grenziiberschreitende Informationsaustausch iiber die Straenverkehrssi-
cherheit gefihrdende Verkehrsdelikte, die mit einem in einem anderen Mitgliedstaat als dem Deliktsmitgliedstaat
zugelassenen Fahrzeug begangen werden, erleichtert wird, von den Mitgliedstaaten nicht ausreichend verwirklicht
werden kann, sondern vielmehr wegen des Umfangs und der Wirkungen der Maflnahme auf Unionsebene besser
zu verwirklichen ist, kann die Union im Einklang mit dem in Artikel 5 des Vertrags iiber die Europiische Union
verankerten Subsidiaritdtsprinzip titig werden. Entsprechend dem in demselben Artikel genannten Grundsatz der
Verhaltnismafigkeit geht diese Richtlinie nicht tiber das fiir die Verwirklichung dieses Ziels erforderliche Maf3
hinaus.

(29) Da die Richtlinie 2011/82/EU auf Dinemark, Irland und das Vereinigte Kénigreich, keine Anwendung fand und
sie diese daher nicht umgesetzt haben, ist es angemessen, diesen Mitgliedstaaten fiir die Umsetzung eine
ausreichende zusitzliche Frist zu gewahren.

(30) Der Europdische Datenschutzbeauftragte wurde gemifl Artikel 28 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 45/2001 des
Europdischen Parlaments und des Rates (') angehort und hat am 3. Oktober 2014 eine Stellungnahme
abgegeben —

HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

Artikel 1
Ziel

Mit dieser Richtlinie soll allen Strafenverkehrsteilnehmern in der Union ein hohes Schutzniveau gewahrleistet werden,
indem der grenziiberschreitende Informationsaustausch tiber die Strafenverkehrssicherheit gefihrdende Verkehrsdelikte
und dadurch die Durchsetzung von Sanktionen erleichtert wird, wenn die Delikte mit einem in einem anderen
Mitgliedstaat als dem Deliktsmitgliedstaat zugelassenen Fahrzeug begangen werden.

(") Verordnung (EG) Nr. 45/2001 des Européischen Parlaments und des Rates vom 18. Dezember 2000 zum Schutz natiirlicher Personen
bei der Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Organe und Einrichtungen der Gemeinschaft und zum freien Datenverkehr
(ABLL8vom 12.1.2001, S. 1).
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Artikel 2
Geltungsbereich

Die Richtlinie gilt fiir folgende die Strafenverkehrssicherheit gefihrdende Verkehrsdelikte:
a) Geschwindigkeitsiibertretung,

b) Nichtanlegen des Sicherheitsgurts,

¢) Uberfahren eines roten Lichtzeichens,

d) Trunkenheit im Stralenverkehr,

e) Fahren unter Drogeneinfluss,

f) Nichttragen eines Schutzhelms,

g) unbefugte Benutzung eines Fahrstreifens,

h) rechtswidrige Benutzung eines Mobiltelefons oder anderer Kommunikationsgerite beim Fahren.

Artikel 3
Begriffsbestimmungen

Fiir die Zwecke dieser Richtlinie bezeichnet der Ausdruck:

a) ,Fahrzeug” jedes Kraftfahrzeug, einschlieflich Kraftrader, das normalerweise zur Beférderung von Personen oder
Giitern auf der Strafle verwendet wird;

b) ,Deliktsmitgliedstaat* den Mitgliedstaat, in dem das Delikt begangen wurde;

¢) ,Zulassungsmitgliedstaat den Mitgliedstaat, in dem das Fahrzeug, mit dem das Delikt begangen wurde, zugelassen
ist;

d) ,Geschwindigkeitsiibertretung® die Uberschreitung der Geschwindigkeitsbeschrankung, die in dem Deliktsmitg-
liedstaat fiir die betreffende Strae bzw. die betreffende Fahrzeugkategorie gilt;

e) ,Nichtanlegen des Sicherheitsgurts® den Verstoff gegen die Pflicht zum Anlegen eines Sicherheitsgurts oder zur
Verwendung einer Kinderriickhalteeinrichtung nach der Richtlinie 91/671/EWG des Rates (') und nach dem Recht
des Deliktsmitgliedstaats;

f) ,Uberfahren eines roten Lichtzeichens das Uberfahren eines roten Lichtzeichens oder eines anderen relevanten
Stoppzeichens im Sinne des Rechts des Deliktsmitgliedstaats;

g) ,Trunkenheit im Straenverkehr* das Fithren eines Fahrzeugs unter Alkoholeinfluss im Sinne des Rechts des
Deliktsmitgliedstaats;

h) ,Fahren unter Drogeneinfluss“ das Fithren eines Fahrzeugs unter dem Einfluss von Drogen oder anderen Stoffen mit
dhnlicher Wirkung im Sinne des Rechts des Deliktsmitgliedstaats;

i) ,Nichttragen eines Schutzhelms“ keinen Schutzhelm zu tragen, im Sinne des Rechts des Deliktsmitgliedstaats;

j) ,unbefugte Benutzung eines Fahrstreifens“ die rechtswidrige Benutzung eines Teils eines Strafenabschnitts, wie
Stand- oder Pannenstreifen, Busspur oder wegen Stau oder StrafSenbauarbeiten voriibergehend gesperrter
Fahrstreifen, im Sinne des Rechts des Deliktsmitgliedstaats;

k) ,rechtswidrige Benutzung eines Mobiltelefons oder anderer Kommunikationsgerite beim Fahren“ ein Mobiltelefon
oder andere Kommunikationsgerite rechtswidrig beim Fahren zu nutzen, im Sinne des Rechts des Deliktsmitg-
liedstaats;

) ,nationale Kontaktstelle“ die benannte zustindige Behorde fiir den Austausch von Fahrzeugzulassungsdaten;

m) ,automatisierte Suche” ein Verfahren fiir den Online-Zugang zur Abfrage der Datenbanken eines, mehrerer oder aller
Mitgliedstaaten oder von beteiligten Drittstaaten;

n) ,Halter* die Person, auf deren Namen das Fahrzeug zugelassen ist, im Sinne des Rechts des Zulassungsmitgliedstaats.

(") Richtlinie 91/671/EWG des Rates vom 16. Dezember 1991 iiber die Gurtanlegepflicht und die Pflicht zur Benutzung von Kinderriickhal-
teeinrichtungen in Kraftfahrzeugen (ABL L 373 vom 31.12.1991, S. 26).



L 68/14 Amtsblatt der Europdischen Union 13.3.2015

Artikel 4
Verfahren fiir den Informationsaustausch zwischen den Mitgliedstaaten

(1)  Fur Ermittlungen in Bezug auf die in Artikel 2 genannten, die Stralenverkehrssicherheit gefihrdenden
Verkehrsdelikte gestatten die Mitgliedstaaten den in Absatz 2 dieses Artikels genannten nationalen Kontaktstellen der
anderen Mitgliedstaaten den Zugriff auf folgende nationale Fahrzeugzulassungsdaten unter Gewahrung der Befugnis zur
Durchfithrung einer automatisierten Suche:

a) Daten zum Fahrzeug und
b) Daten zum Eigentiimer oder Halter des Fahrzeugs.

Die Elemente der unter den Buchstaben a und b aufgefithrten Daten, die zur Durchfithrung der Suche erforderlich sind,
miissen im Einklang mit Anhang I stehen.

(2)  Fur die Zwecke des Datenaustausches nach Absatz 1 benennt jeder Mitgliedstaat eine nationale Kontaktstelle. Die
Befugnisse der nationalen Kontaktstellen richten sich nach dem geltenden Recht des betreffenden Mitgliedstaats.

(3)  Eine Suche in Form einer ausgehenden Anfrage wird von der nationalen Kontaktstelle des Deliktsmitgliedstaats
unter Verwendung eines vollstindigen amtlichen Kennzeichens durchgefiihrt.

Diese Suche wird im Einklang mit den in Kapitel 3 des Anhangs zum Beschluss 2008/616/]I beschriebenen Verfahren
durchgefiihrt, mit Ausnahme von Kapitel 3 Nummer 1 des Anhangs zum Beschluss 2008/616/JI, fur den Anhang I
dieser Richtlinie gilt.

Der Deliktsmitgliedstaat verwendet nach Maflgabe dieser Richtlinie die erhaltenen Daten, um die Person festzustellen, die
personlich fiir die in Artikel 2 der vorliegenden Richtlinie genannten, die Strafenverkehrssicherheit gefihrdenden
Verkehrsdelikte haftbar ist.

(4)  Die Mitgliedstaaten ergreifen die erforderlichen Maflnahmen, um sicherzustellen, dass der Informationsaustausch
mit interoperablen elektronischen Mitteln ohne den Austausch von Daten, die andere, nicht fiir die Zwecke dieser
Richtlinie verwendete Datenbanken betreffen, erfolgt. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass ein solcher Informations-
austausch kosteneffizient und sicher durchgefiihrt wird. Die Mitgliedstaaten gewéhrleisten die Sicherheit und den Schutz
der iibermittelten Daten, wobei im Einklang mit Anhang I dieser Richtlinie und mit Kapitel 3 Nummern 2 und 3 des
Anhangs des Beschlusses 2008/616/]1 so weit wie mdglich bestehende Softwareanwendungen wie die in Artikel 15 des
Beschlusses 2008/616/]I genannte Softwareanwendung und gednderte Versionen dieser Softwareanwendung verwendet
werden. Die gednderten Versionen der Softwareanwendungen ermdoglichen sowohl einen Online-Austausch in Echtzeit
als auch einen Austausch im Batch-Modus, wobei letzterer einen Austausch mehrerer Anfragen oder Antworten
innerhalb einer Nachricht ermoglicht.

(5)  Jeder Mitgliedstaat trdgt seine Kosten, die ihm aus der Verwaltung, der Verwendung und der Pflege der in
Absatz 4 genannten Softwareanwendungen entstehen.
Artikel 5
Informationsschreiben zu den die Stralenverkehrssicherheit gefihrdenden Verkehrsdelikten

(1)  Der Deliktsmitgliedstaat beschliefSt, ob er in Bezug auf die in Artikel 2 aufgefiihrten die Strafenverkehrssicherheit
gefihrdenden Verkehrsdelikte Folgemafinahmen einleitet oder nicht.

BeschlieBt der Mitgliedstaat, solche Mafnahmen einzuleiten, informiert dieser Mitgliedstaat in Ubereinstimmung mit
seinen nationalen Rechtsvorschriften den Eigentiimer, den Halter des Fahrzeugs oder die anderweitig identifizierte
Person, die des die Straffenverkehrssicherheit gefihrdenden Verkehrsdelikts verdachtig ist.

Diese Informationen umfassen — soweit dies von den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften vorgesehen ist — die
rechtlichen Folgen, mit denen das Delikt im Hoheitsgebiet des Deliktsmitgliedstaats nach dessen Recht verbunden ist.
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(2)  Bei der Ubermittlung des Informationsschreibens an den Figentiimer, den Halter des Fahrzeugs oder die
anderweitig identifizierte Person, die des die Straenverkehrssicherheit gefihrdenden Verkehrsdelikts verdichtig ist, fiigt
der Deliktsmitgliedstaat gemédf seinem Recht alle einschlidgigen Informationen, insbesondere die Art des betreffenden die
Strafenverkehrssicherheit gefahrdenden Verkehrsdelikts, den Ort, das Datum und die Uhrzeit des Delikts, den Titel der
Rechtsvorschriften des einzelstaatlichen Rechts, gegen das verstoffen wurde, sowie die Sanktion und gegebenenfalls
Daten zu dem zur Feststellung des Delikts verwendeten Gerit bei. Zu diesem Zweck kann der Deliktsmitgliedstaat das
im Anhang II enthaltene Musterformblatt verwenden.

(3)  BeschlieRt der Deliktsmitgliedstaat, in Bezug auf das in Artikel 2 aufgefiihrte, die Strafenverkehrssicherheit
gefihrdende Verkehrsdelikt Folgemafinahmen einzuleiten, so iibermittelt der Deliktsmitgliedstaat im Hinblick auf die
Achtung der Grundrechte das Informationsschreiben in der Sprache des Zulassungsdokuments des Fahrzeugs — soweit
verfiigbar — oder in einer der Amtssprachen des Zulassungsmitgliedstaats.

Artikel 6
Berichterstattung der Mitgliedstaaten an die Kommission

Jeder Mitgliedstaat iibermittelt der Kommission bis zum 6. Mai 2016 und danach alle zwei Jahre einen umfassenden
Bericht.

Der umfassende Bericht enthilt die Zahl der an die nationale Kontaktstelle des Zulassungsmitgliedstaats gerichteten
automatisierten Suchanfragen, die der Deliktsmitgliedstaat im Anschluss an in seinem Hoheitsgebiet begangene Delikte
durchgefiihrt hat, zusammen mit der Art der Delikte, fiir die eine Anfrage gestellt wurde und der Zahl der ergebnislosen
Anfragen.

Der umfassende Bericht enthilt ebenfalls eine Beschreibung der Situation auf nationaler Ebene in Bezug auf die im
Anschluss an die die Straenverkehrssicherheit gefihrdende Delikte eingeleiteten Folgemafnahmen, auf der Grundlage
des Anteils dieser Delikte, bei denen anschliefend ein Informationsschreiben versandt wurde.

Artikel 7
Datenschutz

(1) Die Datenschutzbestimmungen der Richtlinie 95/46/EG gelten fir die nach der vorliegenden Richtlinie
verarbeiteten personenbezogenen Daten.

(2)  Insbesondere stellt jeder Mitgliedstaat sicher, dass im Rahmen der vorliegenden Richtlinie verarbeitete personen-
bezogene Daten gemdfl Artikel 6 und 12 der Richtlinie 95/46/EG innerhalb eines angemessenen Zeitraums berichtigt
werden, wenn sie unrichtig sind, geloscht oder gesperrt werden, wenn sie nicht linger benotigt werden, und dass gemaf3
Artikel 6 jener Richtlinie eine Frist fur die Aufbewahrung der Daten festgelegt wird.

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass sdmtliche im Rahmen der vorliegenden Richtlinie verarbeiteten Daten nur fiir das
in Artikel 1 der vorliegenden Richtlinie genannte Ziel verwendet werden, und dass den betroffenen Personen in Bezug
auf Auskunft, Berichtigung, Loschung und Sperrung sowie Schadenersatz und Rechtsbehelfe dieselben Rechte gewihrt
werden, wie sie im einzelstaatlichen Recht in Umsetzung der einschligigen Bestimmungen der Richtlinie 95/46/EG
vorgesehen sind.

(3)  Jede betroffene Person hat das Recht, Informationen dariiber zu erhalten, welche im Zulassungsmitgliedstaat
gespeicherten personenbezogenen Daten dem Deliktsmitgliedstaat iibermittelt wurden, einschlieRlich des Datums des
Ersuchens und der zustdndigen Behorde des Deliktsmitgliedstaats.

Artikel 8

Unterrichtung der Verkehrsteilnehmer in der Union

(1)  Die Kommission stellt auf ihrer Website in allen Amtssprachen der Organe der Union eine Zusammenfassung der
Regelungen zur Verfiigung, die in den Mitgliedstaaten auf dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet gelten. Die
Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission tiber diese Regelungen.
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(2)  Die Mitgliedstaaten stellen den Verkehrsteilnehmern in Zusammenarbeit mit, unter anderem, Einrichtungen und
Nichtregierungsorganisationen, die im Bereich der Strafenverkehrssicherheit titig sind sowie Automobilklubs
hinldngliche Informationen iiber die in ihrem Hoheitsgebiet anwendbaren Regeln und iiber die Mafnahmen zur
Umsetzung dieser Richtlinie zur Verfiigung.

Artikel 9
Delegierte Rechtsakte

Der Kommission wird die Befugnis iibertragen, gemidfl Artikel 10 in Bezug auf die Aktualisierung von Anhang I, die in
Anbetracht des technischen Fortschritts erforderlich ist, delegierte Rechtsakte zu erlassen, um wichtige Anderungen der
Priim-Beschliisse oder gegebenenfalls von Rechtsakten der Union, die fur eine Aktualisierung des Anhangs I unmittelbar
von Bedeutung sind, beriicksichtigen zu kénnen.

Artikel 10
Ausiibung der Befugnisiibertragung

(1)  Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte wird der Kommission unter den in diesem Artikel festgelegten
Bedingungen iibertragen.

(2)  Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte gemafl Artikel 9 wird der Kommission fiir einen Zeitraum von funf
Jahren ab dem 13. Mirz 2015 iibertragen. Die Kommission erstellt spatestens neun Monate vor Ablauf des Zeitraums
von fiinf Jahren einen Bericht uiber die Befugnisiibertragung. Die Befugnisiibertragung verlingert sich stillschweigend um
Zeitraume gleicher Linge, es sei denn, das Europiische Parlament oder der Rat widersprechen einer solchen
Verlidngerung spatestens drei Monate vor Ablauf des jeweiligen Zeitraums.

(3)  Die Befugnisiibertragung gemafd Artikel 9 kann vom Europdischen Parlament oder vom Rat jederzeit widerrufen
werden. Der Beschluss iiber den Widerruf beendet die Ubertragung der in diesem Beschluss angegebenen Befugnis. Er
wird am Tag nach seiner Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union oder zu einem im Beschluss tiber den
Widerruf angegebenen spiteren Zeitpunkt wirksam. Die Giiltigkeit von delegierten Rechtsakten, die bereits in Kraft sind,
wird von dem Beschluss iiber den Widerruf nicht beriihrt.

(4)  Es ist von besonderer Bedeutung, dass die Kommission ihrer tiblichen Praxis folgt und vor dem Erlass dieser
delegierten Rechtsakte Konsultationen mit Sachverstindigen, einschlieSlich mit Sachverstindigen der Mitgliedstaaten,
durchfiihrt. Sobald die Kommission einen delegierten Rechtsakt erldsst, iibermittelt sie ihn gleichzeitig dem Europiischen
Parlament und dem Rat.

(5)  Ein delegierter Rechtsakt, der gemafl Artikel 9 erlassen wurde, tritt nur in Kraft, wenn weder das Europdische
Parlament noch der Rat innerhalb einer Frist von zwei Monaten nach Ubermittlung dieses Rechtsakts an das Europdische
Parlament und den Rat Einwinde erhoben haben oder wenn vor Ablauf dieser Frist das Europiische Parlament und der
Rat beide der Kommission mitgeteilt haben, dass sie keine Einwande erheben werden. Auf Initiative des Europiischen
Parlaments oder des Rates wird diese Frist um zwei Monate verlingert.

Artikel 11
Uberpriifung der Richtlinie

Unbeschadet der Bestimmungen in Artikel 12 Absatz 1 Unterabsatz 2 tibermittelt die Kommission bis zum 7. November
2016 dem Europiischen Parlament und dem Rat einen Bericht iiber die Anwendung dieser Richtlinie durch die
Mitgliedstaaten. In ihrem Bericht befasst sich die Kommission insbesondere mit folgenden Aspekten und unterbreitet
gegebenenfalls Vorschlidge hierzu:

— Bewertung dariiber, ob weitere die Stralenverkehrssicherheit gefihrdende Verkehrsdelikte in den Geltungsbereich
dieser Richtlinie aufgenommen werden sollten;

— Bewertung der Wirksamkeit dieser Richtlinie, was die Verringerung der Zahl der tédlichen Unfille auf den StrafSen
der Union betrifft;

— Bewertung der Notwendigkeit, gemeinsame Standards fiir automatische Kontrollgerite und fiir Verfahren zu
entwickeln. In diesem Zusammenhang wird die Kommission ersucht, auf Unionsebene im Rahmen der gemeinsamen
Verkehrspolitik Leitlinien zur Strafenverkehrssicherheit auszuarbeiten, damit durch vergleichbare Methoden und
Verfahren bei der Durchsetzung der Strafenverkehrsvorschriften durch die Mitgliedstaaten eine grofere Angleichung
gewdhrleistet wird. Diese Leitlinien beziehen sich mindestens auf die in Artikel 2 Buchstaben a bis d genannten
Delikte;

— Bewertung der Notwendigkeit, die Durchsetzung von Sanktionen im Hinblick auf die Strafenverkehrssicherheit
gefihrdende Verkehrsdelikte im Rahmen aller einschligigen Unionspolitiken, auch der gemeinsamen Verkehrspolitik,
zu verstirken und gemeinsame Kriterien fiir Folgemafinahmen vorzuschlagen, wenn keine Geldbufle oder Geldstrafe
gezahlt wird;
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— Moglichkeit der Harmonisierung der Strafenverkehrsvorschriften, wo dies angebracht erscheint;

— Bewertung der in Artikel 4 Absatz 4 genannten Softwareanwendungen, um eine ordnungsgemifle Umsetzung dieser
Richtlinie zu gewihrleisten und einen effektiven, raschen, sicheren und vertraulichen Austausch spezifischer
Fahrzeugzulassungsdaten sicherzustellen.

Artikel 12
Umsetzung

(1)  Die Mitgliedstaaten setzen die Rechts- und Verwaltungsvorschriften in Kraft, die erforderlich sind, um dieser
Richtlinie spdtestens bis zum 6. Mai 2015 nachzukommen. Sie teilen der Kommission unverziiglich den Wortlaut dieser
Rechtsvorschriften mit.

Wenn die Mitgliedstaaten diese Vorschriften erlassen, nehmen sie in den Vorschriften selbst oder durch einen Hinweis bei
der amtlichen Veroffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln die Einzelheiten der Bezugnahme.

Abweichend von Unterabsatz 1 konnen das Konigreich Dinemark, Irland und das Vereinigte Konigreich Grofbritannien
und Nordirland die in Unterabsatz 1 genannte Frist bis zum 6. Mai 2017 verldngern.

(2)  Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut der wichtigsten innerstaatlichen Rechtsvorschriften mit,
die sie auf dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen.

Artikel 13
Inkrafttreten

Diese Richtlinie tritt am vierten Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Artikel 14
Adressaten
Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.
Geschehen zu Straffburg am 11. Mdrz 2015.
Im Namen des Europdischen Parlaments Im Namen des Rates
Der Président Die Prisidentin

M. SCHULZ Z. KALNINA-LUKASEVICA
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ANHANG I

Fir die Suche gemif§ Artikel 4 Absatz 1 erforderliche Einzeldaten

Posten OfF (1) Bemerkungen
Angaben zum Fahrzeug 0
Zulassungsmitgliedstaat (0]
Amtliches Kennzeichen (0] (A (¥)
Angaben zum Delikt (0]
Deliktsmitgliedstaat o
Bezugsdatum des Delikts 0
Bezugszeit des Delikts 0
Zweck der Suche o Code zur Angabe der Deliktart gemafd Artikel 2
1 = Geschwindigkeitsiibertretung
2 = Alkohol am Steuer
3 = Nichtanlegen eines Sicherheitsgurtes
4 = Uberfahren eines roten Lichtzeichens
5 = Unbefugte Benutzung eines Fahrstreifens

10 = Fahren unter Drogeneinfluss
11 = Nichttragen eines Schutzhelms

12 = Rechtswidrige Benutzung eines Mobiltelefons oder anderer
Kommunikationsgerite beim Fahren

(*) O = obligatorisch, wenn im nationalen Register vorhanden; F = fakultativ.
() Harmonisierter Code, siehe Richtlinie 1999/37/EG des Rates vom 29. April 1999 iiber Zulassungsdokumente fiir Fahrzeuge
(ABL L 138 vom 1.6.1999, S. 57).

Infolge der Suche gemif Artikel 4 Absatz 1 bereitgestellte Einzeldaten

Abschnitt I: Angaben zum Fahrzeug

Posten OfF (1) Bemerkungen
Amtliches Kennzeichen 0]
Fahrgestellnummer/FIN 0]
Zulassungsmitgliedstaat 0]
Marke 0] (D.1 (%)) z. B. Ford, Opel, Renault
Handelsbezeichnung des Fahrzeugs 0 (D.3) z. B. Focus, Astra, Megane
EU-Fahrzeugklasse (0] () z. B. Kleinkraftrider, Motorrader, Pkw

(") O = obligatorisch, wenn im nationalen Register vorhanden; F = fakultativ.
() Harmonisierter Code, siche Richtlinie 1999/37EG.
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Abschnitt Il Angaben zum Eigentiimer bzw. Halter des Fahrzeugs

Posten OfF () Bemerkungen

Angaben zum Halter des Fahrzeugs (C1()
Die Daten bezichen sich auf den Inhaber des Zulassungsdoku-
ments.

Name des Zulassungsinhabers (Firma) 0 (C.1.1)
Fir Nachnamen, Infixe, Titel usw. sind getrennte Felder zu ver-
wenden und der Name ist in druckbarem Format anzugeben.

Vorname o (C.1.2)
Fiir den/die Vornamen und Initialen sind getrennte Felder zu ver-
wenden und der Name ist in druckbarem Format anzugeben.

Anschrift (0] (C.1.3)
Fiir Strafle, Hausnummer und Zusatz, Postleitzahl, Wohnort,
Wohnsitzstaat usw. sind getrennte Felder zu verwenden und die
Anschrift ist in druckbarem Format anzugeben.

Geschlecht F Minnlich, weiblich

Geburtsdatum o

Rechtsperson (0] Einzelperson, Verband, Unternehmen, Firma usw.

Geburtsort F

ID-Nummer F Ein Identititsnachweis, der ausschlieflich die betreffende Person
oder Firma ausweist.

Angaben zum Eigentiimer des Fahr- (C.2) Die Daten beziehen sich auf den Eigentiimer des Fahrzeugs.

zeugs

Name des Eigentiimers (Firma) (0] (C.2.1)

Vorname 0] (C.2.2)

Anschrift (0] (C.2.3)

Geschlecht F Minnlich, weiblich

Geburtsdatum 0

Rechtsperson 0] Einzelperson, Verband, Unternehmen, Firma usw.

Geburtsort F

ID-Nummer F Ein Identititsnachweis, der ausschlieflich die betreffende Person

oder Firma ausweist.

Im Falle von Schrottfahrzeugen, gestohlenen Fahrzeugen oder
Kennzeichen oder einer abgelaufenen Registrierung erfolgen keine
Angaben zum Eigentiimer/Halter. Stattdessen wird die Mitteilung
Jnformation nicht bekanntgegeben versandt.

(") O = obligatorisch, wenn im nationalen Register vorhanden; F = fakultativ.
() Harmonisierter Code, siehe Richtlinie 1999/37/EG.
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ANHANG II
MUSTERFORMBLATT FUR DAS INFORMATIONSSCHREIBEN

nach Artikel 5

[Titelseite]

[Name und Anschrift des Empfangers]

INFORMATIONSSCHREIBEN

iN Bezug auf €iNiM/IN EITIN ... e

[Name des Deliktsmitgliedstaats]

begangenes, die Stralenverkehrssicherheit gefahrdendes Verkehrsdelikt
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Seite 2

[Datum] [Name der zustandigen Stelle]

die StralBenverkehrssicherheit gefdhrdendes Verkehrsdelikt festgestellt, das mit dem Fahrzeug mit dem amtlichen
KENNZEICNEN .. oo CFabrikat Lo, ,
Modell .o , begangen wurde.

[Option 1] (1)
Sie sind als Inhaber der Zulassungsbescheinigung des genannten Fahrzeugs registriert.
[Option 2] (1)

Nach Angabe des Inhabers der Zulassungsbescheinigung des genannten Fahrzeugs haben Sie zum Zeitpunkt des
die Stralenverkehrssicherheit gefahrdenden Verkehrsdelikts dieses Fahrzeug gefuhrt.

Die Einzelheiten des die StralRenverkehrssicherheit gefahrdenden Verkehrsdelikts sind auf Seite 3 angegeben.

Die GeldbuRe/Geldstrafe fur dieses die StralRenverkehrssicherheit gefahrdende Verkehrsdelikt betrégt .................
EUR/Landeswahrung.

ZaNIUNG S O MIN:

Falls Sie diese GeldbuRe/Geldstrafe nicht zahlen, fullen Sie bitte das anhangende Antwortformular (Seite 4) aus
und senden Sie es an die angegebene Anschrift.

Dieses Schreiben wird nach den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften des/der/von .................c.c.ccc........ bearbeitet

[Name des Deliktsmitgliedstaats].
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Einschlagige Einzelangaben zum Delikt
(a) Angaben zum Fahrzeug, mit dem das Delikt begangen wurde:
AMEICNES KENNZEICNEN: ... et
ZUIASSUNGSMITGIEASIAAL. ... ...t
Fabrikat UNd MOl ... ettt ettt
(b) Angaben zum Delikt:

Ort, Datum und Uhrzeit, an dem/zu der das Delikt begangen wurde:

Geschwindigkeitstibertretung, Nichtanlegen des Sicherheitsgurts, Uberfahren eines roten Lichtzeichens,
Trunkenheit im Stralenverkehr, Fahren unter Drogeneinfluss, Nichttragen eines Schutzhelms, unbefugte
Benutzung eines Fahrstreifens, rechtswidrige Benutzung eines Mobiltelefons oder anderer
Kommunikationsgeréate beim Fahren (1)

Ausfuhrliche Beschreibung des Delikts:
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(¢) Angaben zum Gerat, mit dem das Delikt festgestellt wurde (2):

Art des Gerats zur Feststellung der Geschwindigkeitstbertretung, des Nichtanlegens des Sicherheitsgurts,
des Uberfahrens eines roten Lichtzeichens, der Trunkenheit im StraRenverkehr, des Fahrens unter
Drogeneinfluss, des Nichttragens eines Schutzhelms, der unbefugten Benutzung eines Fahrstreifens, der
rechtswidrigen Benutzung eines Mobiltelefons oder anderer Kommunikationsgerate beim Fahren (1):

Bezeichnung des Gerats:

(d) Ergebnis der Verwendung des Gerats:

[Beispiel fur Geschwindigkeitstbertretung, andere Delikte sind hinzuzufigen:]

Zuldssige Héchstgeschwindigkeit:

(1) Nichtzutreffendes bitte streichen.
(2) Nicht auszuflillen, falls kein Gerat verwendet wurde.
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Seite 4
Antwortformular
(Bitte in Druckbuchstaben ausfullen)
A. Angaben zum Fahrer:
— Name, Vorname:
—  Geburtsort und -datum:
— Nummer des Fuhrerscheins: ........................ ausgestellt am ...
TN
AN O e
B. Fragen:
1. Ist das Fahrzeug des Fabrikats.................. , mit dem amtlichen Kennzeichen ........................ . auf lhren
Namen zugelassen? ... ja/nein (1)
Falls nicht: Der Inhaber der Zulassungsbescheinigung ist: ...

(Name, Vorname, Anschrift)
Wird das Verkehrsdelikt zugegeben? ja/nein (1)

Falls Sie das Verkehrsdelikt nicht zugeben, erlautern Sie bitte die Grinde:

Bitte senden Sie den ausgeflliten Anhoérungsbogen innerhalb von 60 Tagen ab dem Datum dieses
Informationsschreibens an die folgende Beh&rde: ...,

UNEET fOIGENAET ANSCNIITL o ettt
HINWEIS

Der Fall wird von der zustandigen Behdrde des/Aer/VON .............oooiiiiiiiiii e

[Name des Deliktsmitgliedstaats]

geprift. Wird der Fall nicht weiterverfolgt, werden Sie innerhalb von 60 Tagen nach Erhalt des Antwortformulars
informiert.

(') Nichtzutreffendes bitte streichen.
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Wird der Fall weiterverfolgt, so gilt folgendes Verfahren:

[Vom Deliktsmitgliedstaat auszufullen. Darlegung des weiteren Verfahrens, einschlielllich Rechtsbehelfsbelehrung
und Angaben zum Verfahren bei Einlegung eines Rechtsbehelfs gegen die Entscheidung, den Fall
weiterzuverfolgen. Mindestens anzugeben sind: Name und Anschrift der Behérde, die fur die Weiterverfolgung des
Falls zustandig ist; Zahlungsfrist; Name und Anschrift der zustandigen Stelle, bei der ein Rechtsbehelf einzulegen
ist; Frist fUr die Einlegung des Rechtsbehelfs.]

Das vorliegende Informationsschreiben selbst bewirkt keine rechtlichen Folgen.
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Richtlinie (EU) 2015/413 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 11. Marz 2015 zur Er-
leichterung des grenzuberschreitenden Austausches von Informationen Uber die Strassenver-
kehrssicherheit gefahrdende Verkehrsdelikte (ABL. L 68 vom 13.3.2015, S. 9-25)

umgesetztin:

- Verfassung des Furstentums Liechtenstein

- Strassenverkehrsgesetz (SVG)

- Verkehrszulassungsverordnung (VZV)

- Verkehrsregelnverordnung (VRV)

- Verordnung (ber die technischen Anforderungen an Strassenfahrzeuge (VTS)
- Strassensignalisationsverordnung (SSV)

- Ordnungsbussenverordnung (OBV)

- Datenschutzgesetz (DSG)

- Kundmachungsgesetz

- Abkommen zwischen der Européischen Union und dem Flrstentum Liechtenstein tber die An-
wendung einiger Bestimmungen des Beschlusses 2008/615/J1 des Rates zur Vertiefung der grenz-
Uberschreitenden Zusammenarbeit, insbesondere zur Bekampfung des Terrorismus und der
grenziuberschreitenden Kriminalitdt, des Beschlusses 2008/616/J] des Rates zur Durchfihrung
des Beschlusses 2008/615/J1 zur Vertiefung der grenzliberschreitenden Zusammenarbeit, insbe-
sondere zur Bekampfung des Terrorismus und der grenztiberschreitenden Kriminalitat, und sei-
nes Anhangs sowie des Rahmenbeschlusses 2009/905/J1 des Rates Uber die Akkreditierung von
Anbietern kriminaltechnischer Dienste, die Labortatigkeiten durchfiihren

Inkrafttreten der Umsetzungsmassnahme: Am Tag nach der Kundmachung.

Richtlinie (EU) 2015/413 Nationale Umsetzung Anmerkungen

Art. 1 Art. 99b Abs. 5, Abs. 7 Bst. a und
Abs. 8 neu SVG

Art. 2 Bst. a Art. 85 Abs. 2 und Art. 30 SVG,
Art. 37 Abs. 2 Bst. a VZV;
Anhang 1 Punkte 303.1. und
303.2. OBV

Art. 2 Bst. b Art. 85 Abs. 1i.V.m. Art. 53 Abs. 5
SVG;

Art. 4 Abs. 1 VRV,

Anhang 1 Punkt 312.1. OBV

Art. 2 Bst. ¢ Art. 85 und Art. 25 Abs. 1 SVG
i.V.m. Art. 67 und 68 Abs. 3 SSV;




Anhang 1 Punkte 309.1., 309.2,,
615.2.,903.1,903.2,,
955.1.,955.2. OBV

Art

. 2 Bst.

Art. 16 Abs. 1 Bst. d Ziff. 1, Art. 51
und Art. 86 SVG;

Art. 28a Abs. 3 Bst. a, Art. 35, Art.
37 Abs. 1 Bst. a VzZV

Art

. 2 Bst.

Art. 16 Abs. 1 Bst. d Ziff. 1,

Art. 51 Abs. 4 Bst. b und Art. 86
SVG;

Art. 35 VzZV

Art

. 2 Bst.

Art. 53 Abs. 5SVGi.V.m. Art. 4a
Abs. 1 VRV;

Anhang 1 Punkte 313.1. und
313.2. OBV

Art

. 2 Bst.

Art. 10 Abs. 3 und Art. 15 Abs. 3
VRV;
Anhang 1 Punkte 314. und 315.
OBV

Art

. 2 Bst.

Art. 29 Abs. 1 SVG;
Art. 3 Abs. 1 VRV

Art

. 3 Bst.

Art. 2 Abs. 3a Bst. a VZV;
Art. 9 ff. VTS

Art

. 3 Bst.

Art. 99b Abs. 5, 7 Bst. a, 8 neu
und Art. 99f Abs. 3 SVG

Art

. 3 Bst.

Art. 99b SVG;
Art. 2 Abs. 3a Bst. b und Art. 60
vzv

Art

. 3 Bst.

Art. 85 Abs. 2 und Art. 30 SVG;
Art. 37 Abs. 2 Bst. a VZV;
Anhang 1 Punkte 303.1. und
303.2. OBV

Art

. 3 Bst.

Art. 85 Abs. 1i.V.m. Art. 53 Abs. 5
SVG;

Art. 4 Abs. 1 VRV,

Anhang 1 Punkt 312.1. OBV

Art

. 3 Bst.

Art. 85 und Art. 25 Abs. 1 SVG
i.V.m. Art. 67 und 68 Abs. 3 SSV;
Anhang 1 Punkte 309.1., 309.2,,
615.2.,903.1.,903.2,,
955.1.,955.2. OBV

Art

. 3 Bst.

Art. 16 Abs. 1 Bst. d Ziff. 1, Art. 51
und Art. 86 SVG;




Art. 28a Abs. 3 Bst. A und Art. 35,
Art. 37 Abs. 1 Bst. a VZV

Art. 3 Bst. h Art. 16 Abs. 1 Bst. d Ziff. 1, Art. 51
Abs. 4 Bst. b und Art. 86 SVG;
Art. 35 VzZV

Art. 3 Bst. i Art. 53 Abs. 5 SVG i.V.m. Art. 4a
Abs. 1 VRV;
Anhang 1 Punkte 313.1. und
313.2. OBV

Art. 3 Bst. j Art. 85 und Art. 25 Abs. 1 SVG
i.V.m. Art. 67 und 68 Abs. 3 SSV;
Anhang 1 Punkte 309.1., 309.2,,
615.2.,903.1.,903.2,,
955.1.,955.2. OBV

Art. 3 Bst. k Art. 29 Abs. 1 SVG;
Art. 3 Abs. 1 VRV

Art. 3 Bst. | Art. 99b Abs. 7 neu SVG

Art. 3 Bst. m Art. 99b Abs. 5, Abs. 7 Bst. a;
Abkommen

Art. 3 Bst. n Art. 2 Abs. 3a Bst. d VZV

Art. 4 Abs. 1 Art. 99b Abs. 5 und Abs. 7 Bst. a
neu SVG

Art. 4 Abs. 2 Art. 99b Abs. 5 und Abs. 7 Bst. a
neu SVG

Art. 4 Abs. 3 Art. 99b Abs. 5 und Abs. 7 Bst. a
neu SVG

Art. 4 Abs. 4 Art. 99b Abs. 5 und Abs. 7 Bst. a
neu SVG

Art. 4 Abs. 5 Kein Umsetzungsbedarf —

betrifft Finanzen

Art. 5 Abs. 1 Art. 15 und 16 SVG;
Art 42 VZV

Art. 5 Abs. 2 Art. 15 und 16 SVG;
Art 42 VZV

Art. 5 Abs. 3 Art. 15 und 16 SVG;
Art 42 VZV

Art. 6 Art. 99b Abs. 7 Bst. b neu SVG

Art. 7 Abs. 1 DSG
Abkommen

Art. 7 Abs. 2 DSG




Abkommen

Art. 7 Abs. 3 DSG
Abkommen
Art. 8 Abs. 1 Kein Umsetzungsbedarf —
betrifft Kommission
Art. 8 Abs. 2 Art. 65 LV;
Art. 1 Kundmachungsgesetz
Art. 9 Kein Umsetzungsbedarf —
betrifft Kommission
Art. 10 Abs. Kein Umsetzungsbedarf —
betrifft Kommission
Art. 10 Abs. Kein Umsetzungsbedarf —
betrifft Kommission
Art. 10 Abs. Kein Umsetzungsbedarf —
betrifft Kommission
Art. 10 Abs. Kein Umsetzungsbedarf —
betrifft Kommission
Art. 10 Abs. Kein Umsetzungsbedarf —
betrifft Kommission
Art. 11 Kein Umsetzungsbedarf —
betrifft Kommission
Art. 12 Abs. Titel Il neu - Umsetzungshinweis
Art. 12 Abs. Kein Umsetzungsbedarf —
betrifft Umsetzungsmodali-
taten
Art. 13 Titel lll =Inkrafttreten
Art. 14 Kein Umsetzungsbedarf —
betrifft Adressaten
Anhang | Art. 99b Abs. 5 SVG;
Abkommen
Anhang Art. 15 und 16 SVG;

Art. 42 VzZV




	134_BuA_Stellungnahme Abänderung SVG
	I. Stellungnahme der Regierung
	1. Allgemeines
	2. Grundsätzliche Fragen
	3. Fragen zu einzelnen Artikeln

	II. ANTRAG DER REGIERUNG
	III. REGIERUNGSVORLAGE

	134_BuA_Beilage_Richtlinie 2015413
	RICHTLINIE (EU) 2015/413 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES vom 11. März 2015 zur Erleichterung des grenzüberschreitenden Austauschs von Informationen über die Straßenverkehrssicherheit gefährdende Verkehrsdelikte (Text von Bedeutung für den EWR) 

	leere Seite
	134_BuA_Beilage_ToC RL 2015_413 CBE

